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1. EINLEITUNG

1.1. Zum Bericht

In der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG über eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindest-
sicherung (im Folgenden: vereinbarung) wurde ausdrücklich festgehalten, dass für die 
Begleitung und Weiterentwicklung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMs) ein 
ständiger arbeitskreis eingerichtet werden soll (art. 19).

nach nunmehr zwei Jahren seit einführung der BMs und einem Jahr nach ihrer vollständigen 
Umsetzung in den ländern soll der gegenständliche Bericht die situation der BMs sowohl aus 
dem Blickwinkel des Bundes als auch aus jenem der länder möglichst umfassend abbilden.

ziel ist es dabei einerseits, mit dem Bericht die interessierte Öffentlichkeit mit zahlen und 
Daten zur BMs zu informieren, andererseits aber auch, die praktischen erfahrungen mit 
der Umsetzung der BMs näher darzustellen.

Das in diesem Bericht für den Bereich des Bundes veröffentlichte Datenmaterial stammt von 
den zuständigen sektionen des Bundesministeriums für arbeit, soziales und Konsumenten-
schutz (sozialversicherung, arbeitsmarkt) sowie dem Bundesministerium für Gesundheit und 
dem hauptverband der österreichischen sozialversicherungsträger (Krankenversicherung). 

Die Datengrundlagen, die die situation der BMs in den ländern wiedergeben, stammen 
von der Bundesanstalt statistik Österreich (im Folgenden: statIstIK aUstrIa) bzw. von 
den Bundesländern selbst, die darüber hinaus auch die Beiträge für das Kapitel 4 zur ver-
fügung gestellt haben. Die ausführungen zur studie der armutskonferenz gehen ebenfalls 
auf deren externen Beitrag zurück. 

am 12. Dezember 2012 wurde der Bericht im rahmen der sitzung des arbeitskreises dis-
kutiert und verabschiedet.

1.2. Zur Entstehung der BMS

Mit der vereinbarung und deren Umsetzung auf Bundes- und länderebene liegt nunmehr 
das abschließende ergebnis einer 10 Jahre andauernden Diskussion rund um die Frage der 
harmonisierung der sozialhilfe in Österreich vor.

Im regierungsprogramm für die XXIII. Gesetzgebungsperiode aus dem Jahr 2007 wurde das 
thema „armutsbekämpfung“ zu einem der vorrangigen ziele der Bundesregierung erklärt und 
die Idee einer Bedarfsorientierten Mindestsicherung in die politische agenda aufgenommen.

anfang des Jahres 2007 nahm die arbeitsgruppe „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“ 
im damaligen Bundesministerium für soziales und Konsumentenschutz unter Beteiligung 
aller relevanten ressorts auf Bundesebene, der sozialpartner und der übrigen Gebiets-
körperschaften (länder, städte, Gemeinden) ihre tätigkeit auf. Unter der wissenschaftlichen 
Begleitung von Univ.-Prof. Dr. Walter Pfeil wurden die Grundlagen für ein neues bundesweites 
Mindestsicherungsmodell erarbeitet.
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Die ergebnisse der arbeitsgruppe „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“ bildeten letztlich 
die Basis für die zwischen dem Bund und den ländern abgeschlossene vereinbarung, die 
anfang Juli 2010 nach intensiven verhandlungen im Parlament verabschiedet wurde und 
am 1. Dezember 2010 in Kraft getreten (BGBl. I nr. 96/2010) ist.

Zu den Kernanliegen und Verbesserungen im Rahmen der BMS

Mit dem zur Umsetzung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung geschnürten Gesamt-
paket des Bundes und der länder wurden folgende hauptziele verfolgt:

 » eine stärkere harmonisierung der wichtigsten regelungsbereiche der offenen sozialhilfe 
auf Basis einer art. 15a B-vG vereinbarung

 » Krankenversicherungsschutz für alle BMs-BezieherInnen 
 » eine wesentlich stärkere anbindung der BMs-BezieherInnen an den arbeitsmarkt 

Implementierung auf Bundesseite

auf Bundesseite wurde in Umsetzung der vereinbarung mit 1. september 2010

 » die nettoersatzrate bei niedrigen notstandshilfen sowie die ausgleichszulage bei  Familien 
mit Kindern in der Pensionsversicherung erhöht (sozialversicherungs-Änderungsgesetz 
2010, BGBl. I nr. 63/2010), 

 » die einbeziehung von BMs-empfängerInnen ohne Krankenversicherungsschutz in die  
gesetzliche Krankenversicherung geschaffen (BGBl. II nr. 262/2010) sowie 

 » eine datentechnische schnittstelle zwischen sozialämtern und aMs zur besseren  
Kontrolle der arbeitswilligkeit und der anspruchsvoraussetzungen eingerichtet.

Implementierung auf Länderseite

von den o.a. Begleitmaßnahmen des Bundes abgesehen, liegt die zuständigkeit für die 
Gesetzgebung und vollziehung der BMs nach wie vor bei den ländern (art. 12 ivm art. 15 
abs. 6 B-vG). 

auf landesseite ist die BMs seit 1. Oktober 2011 in allen Bundesländern umgesetzt. ein 
Überblick zur gesetzlichen Implementierung der BMs ergibt das folgende Bild:
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MINDESTSICHERUNGSGESETZE DER LÄNDER
Bundesland Inkrafttreten1 Landesgesetzblatt (Stammfassung)

Burgenland 1.09.2010
Gesetz vom 28. Oktober 2010 über die Bedarfsorien-
tierte Mindestsicherung im Burgenland (Bgld. MsG), 
lGBl. 76/2010

Kärnten 1.01.2011
Gesetz vom 14. Dezember 2006 über die soziale Mindest-
sicherung in Kärnten (K-MsG), lGBl. 15/2007 idF lGBl. 
97/2010

Niederösterreich 1.09.2010 nÖ Mindestsicherungsgesetz (nÖ MsG), lGBl. 9205-0

Oberösterreich 1.10.2011
landesgesetz, mit dem das Gesetz über die bedarfs- 
orientierte Mindestsicherung in Oberösterreich erlassen 
wird (OÖ BMsG), lGBl. 74/2011

Salzburg 1.09.2010
Gesetz vom 7. Juli 2010 über die Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung im Bundesland salzburg (salzburger 
Mindest-sicherungsgesetz-MsG), lGBl. 63/2010

Steiermark 1.03.2011

Gesetz vom 14. Dezember 2010, mit dem das Gesetz über 
die Bedarfsorientierte Mindestsicherung (steiermärkisches 
Mindestsicherungsgesetz – stMsG) erlassen wird, lGBl. 
14/2011

Tirol 1.01.2011
Gesetz vom 17. november 2010, mit dem die Mindest- 
sicherung in tirol geregelt wird (tiroler Mindestsiche-
rungsgesetz-tMsG), lGBl. 99/2010

Vorarlberg 8.12.2010 Gesetz über die Mindestsicherung (Mindestsicherungs-
gesetz-MsG), lGBl. 64/2010

Wien 1.09.2010 Gesetz zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Wien 
(Wiener Mindestsicherungsgesetz-WMG), lGBl. 38/2010

1.3. Harmonisierung - Schaffung von Rechtssicherheit in wesentlichen Bereichen

Dem ziel der harmonisierung wurde durch die Festlegung gemeinsamer Mindeststandards 
insbesondere in folgenden Bereichen rechnung getragen:

 » Mindeststandards: harmonisierung der sozialhilferichtsätze auf das Mindestsicherungs- 
niveau von € 744,- (für alleinstehende im Jahr 2010; im Jahr 2012: € 773,-) und damit 
„abdichtung nach unten hin“.

 » zugangsvoraussetzungen: z.B. Definition des anspruchsberechtigten Personenkreises, 
abgestimmte regelungen zum Mitteleinsatz (einkommen und vermögen) und zu den 
ausnahmen vom einsatz der arbeitskraft.

 » verfahrensrecht: verkürzung der entscheidungsfrist auf max. drei Monate, verpflichtende 
schriftlichkeit abweisender Bescheide.

1) vereinzelt wurden teile der Gesetze rückwirkend mit 1.09.2010 in Geltung gesetzt.
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Festzuhalten ist, dass die hier dargestellte harmonisierung als Weiterentwicklung des einst 
bestehenden sozialhilfesystems zu verstehen ist, es insgesamt jedoch zu keiner völligen 
vereinheitlichung der ländergesetze gekommen ist. Dies wäre im Wege einer art. 15a B-vG 
vereinbarung rechtlich auch nicht möglich gewesen. 

Demgegenüber wurde der durch die vereinbarung vorgegebene rahmen bei der Um- 
setzung der BMs auf landesebene weitgehend berücksichtigt. Unabhängig von der ein-
haltung dieses rahmens an Mindesterfordernissen steht den ländern gem. art. 2 abs 4 
der vereinbarung ein gewisser spielraum2 bei der konkreten ausgestaltung ihrer Mindest-
sicherungsgesetze zu. Dieser wurde - von wenigen ausnahmen abgesehen - insbesondere 
auch im positiven sinne genutzt (z.B. hohe Mindeststandards für Kinder in Wien; sonder-
zahlungen z.B. in tirol; großzügigere Bestimmungen zu anrechenfreien einkünften z.B. in 
Oberösterreich und salzburg; abdeckung der tatsächlichen angemessenen Wohnkosten 
insbesondere in vorarlberg und tirol).

1.4. Krankenversicherung für alle – ein bedeutender Fortschritt im Sinne der Be-
troffenen 

Menschen ohne krankenversicherungsrechtliche absicherung, die BMs beziehen, wurden/ 
werden mit dem neuen system in die gesetzliche Krankenversicherung eingebunden 
und erhalten eine e-card. Damit ist für die Betroffenen ein gleichberechtigter zugang zu  
medizinischen leistungen sichergestellt. stigmatisierende sozialhilfekrankenscheine ge-
hören der vergangenheit an.

Darüber hinaus kommen leistungsbezieherInnen, die mit der systemumstellung in die 
gesetzliche Krankenversicherung einbezogen wurden/werden, dieselben vergünstigungen 
wie ausgleichszulagenbezieherInnen zu (z.B. Befreiung von der rezeptgebühr und der 
entrichtung des serviceentgelts für die e-card).
näheres s. „Kapitel 5 Krankenversicherung“ (s. 60ff)

1.5. Stärkere Anbindung an den Arbeitsmarkt 

Die erfahrungen aus der armutsforschung zeigen, dass der erwerbseinbindung von Be-
troffenen große Bedeutung bei der reduktion des familiären armutsrisikos zukommt. Die 
Wiedereingliederung von leistungsbezieherInnen in den arbeitsmarkt ist daher auch ein ganz 
zentrales ziel der BMs. als solches findet es bereits in art. 1 der vereinbarung erwähnung:

„Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung soll eine dauerhafte (Wieder-)eingliederung 
ihrer BezieherInnen in das erwerbsleben weitest möglich fördern.“

Um dieses ziel zu erreichen, muss die Beschäftigungsfähigkeit von Mindestsicherungs-
empfängerInnen erhöht werden. neu entwickelte Maßnahmen, in denen eine individuelle, 
bedarfsgerechte Unterstützung dieser zielgruppe im vordergrund steht, zeigen bereits erste 
erfolge. Die BMs geht damit klar über den zweck einer reinen finanziellen Unterstützung hinaus. 
näheres s. „Kapitel 6 arbeitsmarktintegration“ (s. 67ff)

2) zitat: „Bei den verpflichtungen aus dieser vereinbarung handelt es sich um bundesweit zu gewährleistende Mindeststandards. Die 
erbringung weitergehender leistungen oder die einräumung günstigerer Bedingungen bleibt jeder vertragspartei unbenommen.“
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1.6. Weitere Verbesserungen für die Betroffenen

Besserstellung für AlleinerzieherInnen 

alleinerziehende wurden in den alten sozialhilfesystemen der länder zumeist als haus-
haltsvorstände betrachtet, deren richtsätze unter jenen von alleinstehenden Personen 
lagen. In der Bedarfsorientierten Mindestsicherung erhalten sie nunmehr denselben Betrag 
wie eine alleinstehende Person, wodurch sich das verfügbare haushaltseinkommen von 
alleinerziehenden erhöht. auf diesem Weg wird dem besonders hohen armutsrisiko dieser 
Personengruppe entgegengewirkt.

Einschränkung beim Kostenersatz

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung führt zu weitgehenden einschränkungen bei den rück-
ersatzpflichten von angehörigen („regress“). zudem wurde der Kostenersatz bei  ehemaligen 
hilfeempfängerInnen zur Gänze abgeschafft (ausnahme: ehemalige hilfeempfängerInnen ge-
langen zu einem nicht selbst erwirtschaftetem vermögen; z.B. durch erbschaft, Gewinne etc.). 

Einschränkung beim Ersatz von Vermögen

Die Pflicht zur (vorrangigen) vermögensverwertung wurde gegenüber dem system der  
sozialhilfe ebenfalls eingeschränkt. ersparnisse bis zu einem 5-fachen des ausgangs- 
wertes für alleinstehende(= 2012: € 3.865,-) müssen nicht mehr verwertet werden, bevor 
eine mindestsichernde leistung gewährt werden kann.

auch häuser oder eigentumswohnungen, die dem eigenen Wohnbedarf dienen, müssen 
nicht verwertet werden. erst nach einer 6-monatigen schonfrist kann eine sicherstellung im 
Grundbuch zugunsten von ersatzforderungen durch die Bezirksverwaltungsbehörden erfolgen.

1.7. Erste Entwicklungen und Erfahrungen 

Antragstellung und Zuerkennung

seitens der BMs-Behörden und der landesverwaltungen wurde durchwegs eine zunahme 
der anträge auf Bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMs) im vergleich zur ehemaligen 
sozialhilfe beobachtet. Die zunahme der anträge ist regional sehr unterschiedlich und 
reicht von 5% bis 40%. Die ergebnisse der studie von l&r sozialforschung zur BMs3 zeigen 
jedoch, dass die antragszunahme nicht ausschließlich auf Faktoren zurückzuführen ist, die 
direkt mit dem neuen system in verbindung gebracht werden können.

Demnach waren neben den „direkten verbesserungen“ durch die BMs, zu denen etwa

 » die erhöhung der Mindeststandards (für alleinerziehende), 
 » der weitgehende entfall des regresses 

zählen, noch mehrere andere Gründe dafür ausschlaggebend. 
3) „auswirkung der einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung auf die Wiedereingliederung der leistungsbezieherInnen ins 
erwerbsleben“, l&r sozialforschung 2012 (auftrag BMasK)
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Die hohe mediale Präsenz der BMs und der damit einhergehende „Werbeeffekt“ sowie die 
neue rolle des aMs bei der Informationsbereitstellung und der ausgabemöglichkeit von 
BMs-anträgen haben nach erster einhelliger schätzung der expertInnen das mitunter hohe 
Maß an zusätzlichen anträgen stark begünstigt. auch die wirtschaftliche entwicklung wie 
die zunahme von arbeitslosigkeit und prekären Beschäftigungsverhältnissen haben zur 
antragsentwicklung nicht unwesentlich beigetragen.

Die antragsentwicklung muss jedoch gesondert von der zuerkennungsquote betrachtet 
werden. hinsichtlich der zuerkennung von BMs-leistungen konnte festgestellt werden, 
dass eingebrachte anträge - nach einer anfangsphase, in der es vermehrt zu einer ab-
lehnung von anträgen kam - mittlerweile mehrheitlich positiv entschieden werden konnten 
(einschätzungen der landesverwaltungen zufolge zw. 50% und 98%). 
Die meisten ablehnungen erfolgen aufgrund der höhe des haushaltseinkommens.

Entwicklung der BezieherInnenzahlen

ein vergleich der von statIstIK aUstrIa für das Jahr 2010 erhobenen zahlen mit jenen 
des Jahres 2011 lässt einen anstieg von 177.068 Personen/Fällen/haushalten auf 193.276 
Personen erkennen. 
ein vergleich der beiden Jahreszahlen ist jedoch nur bedingt zulässig, weil mit der  
systemumstellung in einigen Bundesländern die zählweise geändert werden musste und 
es dadurch an einer vergleichbaren Datengrundlage fehlt. nichtsdestotrotz kann fest-
gehalten werden, dass die BezieherInnenzahlen seit einführung der BMs zwar gestiegen, 
insgesamt jedoch weit unterhalb der prognostizierten schätzungen (bis zu + 30% mehr 
leistungsempfängerInnen) geblieben ist.

näheres s. „Kapitel 2 BMs-statistik der länder 2011“ (s. 12ff)

Treffsicherheit

Öffentliche Diskussionen zur einführung der BMs waren mitunter von Debatten über einen 
möglichen Missbrauch von mindestsichernden leistungen begleitet (stichwort: „BMs 
als soziale hängematte“). Befürchtungen von KritikerInnen, wonach BMs-leistungen er-
schlichen werden könnten, haben sich nicht bewahrheitet.

Die ergebnisse der studie von l&r sozialforschung zeigen nun, dass der spielraum für 
einen missbräuchlichen Bezug der Mindestsicherung von den landesverwaltungen selbst 
„durchgängig als sehr gering“ eingestuft wird:

„Durch die ausführliche erfassung der Daten zu einkommen und vermögen bei der  
antragstellung, aber auch durch die befristeten Bewilligungen ergeben sich regelmäßige 
Kontrollmöglichkeiten, da bei weiteren anträgen erneut alle Unterlagen eingebracht 
werden müssen. Die regelmäßige Überprüfung und die Datenvernetzung ermöglicht 
zudem einsicht in die Daten des aMs, hauptverband der sozialversicherungsträger, 
Melderegister und Grundbuch.“



1. eInleItUnG

11

Insbesondere die Möglichkeit der einsichtnahme der sozialbehörden in die Datenbestände 
des aMs erleichtert 

 » die Kontrolle der arbeitswilligkeit der dort vorgemerkten BMs-BezieherInnen sowie
 » die Feststellbarkeit, ob die anspruchsvoraussetzungen für den leistungsbezug weiter-

hin vorliegen, eine auszahlung somit zu recht erfolgt.

Sanktionen

näheres s. „Kapitel 6 arbeitsmarktintegration“ (s. 67ff)
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2. KAPITEL BMS-STATISTIK DER LÄNDER 2011

Grundlagen der neuen BMS-Statistik 2011

Im zuge der verhandlungen mit den ländern zur erarbeitung der vereinbarung wurde auch 
eine Unterarbeitsgruppe zu statistikfragen eingerichtet. Die auseinandersetzung mit  
diesem Bereich erschien insofern notwendig, als die damalige sozialhilfestatistik auf 
keinerlei vorgaben in richtung einheitlicher zählweise oder einheitlicher Begriffs- 
bestimmungen beruhte. so gaben manche länder tatsächliche Personenzahlen bekannt, 
andere wiederum lediglich haushalte oder Fälle. Wien etwa meldete früher auch minder-
jährige Kinder, die zwar zum unterstützten haushalt gehörten, jedoch aufgrund von Unter-
haltsleistungen oder des Bezuges einer lehrlingsentschädigung keine sozialhilfe bezogen. 

Mit der einführung der BMs sollte daher auch dieser Komplex bereinigt werden.

Die ergebnisse der Unterarbeitsgruppe flossen in die anlage „statistik“ der verein- 
barung ein. hier wurde nicht nur festgelegt, welche Daten zu erheben sind, sondern 
auch nach welchen Kriterien. so erfolgt beispielsweise die erhebung von Personen und 
Bedarfsgemeinschaften (vergleichbar mit haushalten) nunmehr getrennt. als „Bezieher- 
Innen der BMs“ im sinne des Glossariums der anlage gelten etwa nicht Personen, die 
ausschließlich hilfe in besonderen lebenslagen (leistung ohne rechtsanspruch) er- 
halten. auch diese Personen wurden früher in der statistik als sozialhilfeempfänger-
Innen gezählt, sofern sie gemeldet wurden (z.B. Wien). Bei zeitlich unterbrochenen  
zahlungen während des Jahres werden Bedarfsgemeinschaften bzw. Personen nunmehr 
nur einmal gezählt. 

Insgesamt führten diese Änderungen dazu, dass manche länder ihre zählweise für die 
BMs-statistik grundlegend ändern mussten, sodass sich die ergebnisse von früheren bzw. 
auch landesinternen Darstellungen unterscheiden. 

Mit der BMs-statistik 2011 liegt nun die erste Jahresstatistik der länder vor, die auf  Basis 
der anlage „statistik“ der vereinbarung erstellt wurde. ein vergleich mit den Jahres- 
zahlen 2010 (177.068 Personen/Fälle/haushalte) ist - wie bereits erwähnt - nur bedingt  
zulässig. nichtsdestotrotz kann festgehalten werden, dass die BezieherInnenzahlen seit 
einführung der BMs zwar gestiegen, insgesamt jedoch weit unterhalb der  prognostizierten 
schätzungen (bis zu + 30% mehr leistungsempfängerInnen) geblieben ist. hinsichtlich 
der verteilung der BezieherInnen auf die einzelnen länder haben sich keine nennens-
werten verschiebungen ergeben; weiterhin sind die meisten BezieherInnen in Wien be-
heimatet.

Die folgenden ausführungen sind dem textteil zur „statistik der Bedarfsorientierten  
Mindestsicherung der Bundesländer 2011“ von statIstIK aUstrIa entnommen.
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BezieherInnen und Bedarfsgemeinschaften

Im Jahr 2011 bezogen insgesamt 193.276 Personen bzw. 119.928 Bedarfsgemeinschaften 
eine BMs-Geldleistung der Bundesländer. Mit rund 58% lebte der Großteil der BMs-Bezieher- 
Innen in Wien (111.721 Personen bzw. 72.208 Bedarfsgemeinschaften).

Tabelle: Anzahl der Personen und Bedarfsgemeinschaften 2011

Bundesland
Personen Bedarfsgemeinschaften

Anzahl Anzahl
Burgenland 2.514 1.499
Kärnten 4.394 3.493
Niederösterreich 16.552 10.348
Oberösterreich 11.043 6.294
Salzburg 11.214 6.855
Steiermark1) 15.384 7.429
Tirol 12.280 8.013
Vorarlberg 8.174 3.789
Wien 111.721 72.208
Insgesamt 193.276 119.928

Q: statistik der Bedarfsorientierten Mindestsicherung der Bundesländer 2011. – 1) ab einführung der Mindestsicherung (1.3.2011).

Geschlechterverteilung

Frauen waren in allen Bundesländern in stärkerem ausmaß auf die Mindestsicherung an-
gewiesen als Männer. Insgesamt lag der anteil der Frauen an den BMs-BezieherInnen bei 
40% (77.872 Personen), während auf die Männer 33% (63.988) und auf Kinder knapp 27% 
(51.416) entfielen.
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Tabelle: Aufteilung der unterstützen Personen 2011 nach Frauen/Männer/Kinder 

Bundesland Anzahl
Davon entfallen auf … (in Prozent)

Frauen Männer Kinder
Burgenland 2.514 39,4 33,3 27,2
Kärnten 4.394 42,3 38,6 19,1
Niederösterreich 16.552 42,2 30,5 27,3
Oberösterreich1) 11.043 38,5 24,5 37,0
Salzburg 11.214 38,0 32,3 29,7
Steiermark2) 15.384 35,0 26,1 38,9
Tirol 12.280 40,9 34,9 24,3
Vorarlberg3) 8.174 34,3 28,7 36,9
Wien 111.721 41,5 35,3 23,2
Insgesamt 193.276 40,3 33,1 26,6
Q: statistik der Bedarfsorientierten Mindestsicherung der Bundesländer 2011. – 1) Frauen und Männer inkl. familienbeihilfenbe-
ziehende volljährige Kinder. –2) ab einführung der Mindestsicherung (1.3.2011). 3) Inkl. nicht unterstützte Kinder.

Haushaltskonstellationen

Die meisten BMs-BezieherInnen sind alleinstehende. 63% der Bedarfsgemeinschaften 
(75.793) bzw. 39% der Personen (75.916) zählten 2011 zu dieser Unterstütztengruppe. Die 
Dominanz der alleinstehenden ist bei den männlichen leistungsbeziehern (63%) deut-
lich stärker ausgeprägt als bei den Frauen (46%). Innerhalb der alleinstehenden sind 
mit einem anteil von 83% vor allem die unter 60/65-Jährigen auf BMs-leistungen ange-
wiesen, während auf die Personen im regelpensionsalter (60/65-Jährige und Ältere) ein 
vergleichsweise geringer anteil (17%) entfällt. In der Gruppe der BMs-BezieherInnen im 
Pensionsalter ist der Frauen-anteil (27% bzw. 9.705 Personen) wesentlich höher als jener 
der Männer (7% bzw. 2.987 Personen). 

Die zweitgrößte Gruppe unter den BMs-BezieherInnen sind auf ebene der Bedarfsgemein-
schaften die alleinerziehenden (19.639 bzw. 16%) bzw. auf Personenebene die Paare mit 
Kindern (55.636 bzw. 29%)4. alleinerziehende stellen unter den weiblichen leistungs- 
beziehern (nach den alleinstehenden) die größte Gruppe (24%), während sie bei den 
Männern nur von geringer Bedeutung (3%) sind. auf die Paare entfällt ein höherer Kinder-
anteil (54%) als auf die alleinerziehenden (42%). Bei den alleinerziehenden stellen jene 
mit 1 Kind die größte Gruppe (Bedarfsgemeinschaften: 53%, Personen: 40%), während es 
bei den Paaren mit Kindern jene mit 2 Kindern (28% der Bedarfsgemeinschaften) bzw. mit 
4 oder mehr Kindern sind (32% der Personen).

4) zu den Paaren zählen ehepaare und lebensgemeinschaften im gemeinsamen haushalt.
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Tabelle: Aufteilung der unterstützten Personen/Bedarfsgemeinschaften 2011 nach Haus-
haltstyp

Kategorie
Bedarfsge-

meinschaften
Personen

Davon entfallen auf …
Frauen Männer Kinder

Alleinstehende1)

Anzahl 75.793 75.916 35.883 40.033 -
Prozentanteil von Insgesamt2) 63,2 39,3 46,1 62,6 -
Prozentanteil ≥ 60/65-Jährige3) 16,7 16,7 27,0 7,5 -
Prozentanteil <60/65-Jährige3) 83,3 83,3 73,0 92,5 -

Paare ohne Kinder
Anzahl 6.087 11.694 5.850 5.844 -
Prozentanteil von Insgesamt2) 5,1 6,1 7,5 9,1 -
Prozentanteil ≥ 60/65-Jährige3) 24,3 23,2 25,0 21,4 -
Prozentanteil < 60/65-Jährige3) 75,7 76,8 75,0 78,6 -

Alleinerziehende
Anzahl 19.639 42.124 18.848 1.665 21.611
Prozentanteil von Insgesamt2) 16,4 21,8 24,2 2,6 42,0
Prozentanteil 1 Kind3) 52,7 39,7 52,4 50,8 27,8
Prozentanteil 2 Kinder3) 30,1 31,6 30,3 27,7 33,0
Prozentanteil 3 Kinder3) 11,8 17,2 11,9 13,1 22,2
Prozentanteil 4 oder mehr 
Kinder3) 5,5 11,5 5,5 8,4 17,0

Paare mit Kindern
Anzahl 13.885 55.636 13.713 13.995 27.928
Prozentanteil von Insgesamt2) 11,6 28,8 17,6 21,9 54,3
Prozentanteil 1 Kind3) 25,7 17,0 25,5 25,6 8,6
Prozentanteil 2 Kinder3) 28,4 24,5 28,4 28,5 20,6
Prozentanteil 3 Kinder3) 23,8 26,1 23,9 23,9 28,3
Prozentanteil 4 oder mehr 
Kinder3) 22,0 32,3 22,2 22,0 42,4

Andere
Anzahl 4.524 7.906 3.578 2.451 1.877
Prozentanteil von Insgesamt2) 3,8 4,1 4,6 3,8 3,7

Insgesamt
Anzahl 119.928 193.276 77.872 63.988 51.416

Prozentanteil 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
Q: statistik der Bedarfsorientierten Mindestsicherung der Bundesländer 2011. – 1) Die höhere anzahl bei den Personen (gegenüber 
den Bedarfsgemeinschaften) ist auf Unschärfen in der Datenerfassung (Kärnten, Oberösterreich) bzw. die auch hier erfolgte zuord-
nung von volljährigen Kindern mit Familienbeihilfenanspruch (Wien) zurückzuführen. 2) Prozentanteil der anzahl der jeweiligen Ka-
tegorie bezogen auf Insgesamt. – 3) Prozentanteil der anzahl der jeweiligen subkategorie bezogen auf die Kategorie insgesamt (z.B. 
anteil der ≥ 60/65-Jährigen an den alleinstehenden insgesamt).
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Die Dominanz der alleinstehenden unter den BMs-BezieherInnen ist in allen Bundes-
ländern zu beobachten (siehe die folgende Übersicht). Überdurchschnittlich hoch sind 
deren anteile im Burgenland, in Kärnten (nur auf ebene der Personen), niederösterreich, 
salzburg und in Wien. Unterdurchschnittliche Werte weisen jene Bundesländer auf, die 
relativ hohe angaben in der Kategorie andere gemacht haben (Kärnten, Oberösterreich, 
steiermark und tirol).

Tabelle: Prozentanteile der Unterstützengruppen nach Bundesländern 2011

Bundesland
Allein-

stehende

Paare 
ohne 

Kinder

Alleiner-
ziehende

Paare mit 
Kindern

Andere
Ins-

gesamt

Bedarfsgemeinschaften
Burgenland 69,3 6,7 12,7 11,3 0,0 100,0
Kärnten 56,8 5,8 16,5 10,0 11,0 100,0
Niederösterreich 69,6 4,3 11,9 9,2 5,0 100,0
Oberösterreich 40,7 6,1 13,7 12,2 27,3 100,0
Salzburg 68,4 4,1 17,8 9,0 0,7 100,0
Steiermark1) 55,7 4,8 20,7 12,8 6,0 100,0
Tirol 47,7 5,4 21,8 8,8 16,3 100,0
Vorarlberg 51,6 5,2 25,1 15,3 2,9 100,0
Wien 67,0 5,1 15,7 12,2 0,0 100,0
Insgesamt 63,2 5,1 16,4 11,6 3,8 100,0

Personen
Burgenland 41,3 8,0 20,5 30,2 0,0 100,0
Kärnten 45,3 5,4 17,3 20,7 11,4 100,0
Niederösterreich 43,5 5,4 18,5 25,9 6,7 100,0
Oberösterreich 23,2 5,5 21,8 28,6 21,0 100,0
Salzburg 41,8 5,0 28,0 24,1 1,1 100,0
Steiermark1) 26,9 4,7 28,1 30,2 10,2 100,0
Tirol 31,1 7,0 22,3 24,4 15,1 100,0
Vorarlberg 23,9 4,8 33,7 32,1 5,4 100,0
Wien 43,4 6,5 20,1 30,0 0,0 100,0
Insgesamt 39,3 6,1 21,8 28,8 4,1 100,0
Q: statistik der Bedarfsorientierten Mindestsicherung der Bundesländer 2011. – 1) ab einführung der Mindestsicherung (1.3.2011).
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3. KAPITEL FINANZIELLES

3.1. Ausgaben der Länder 2011 in der BMS5

Grundlagen der neuen BMS-Statistik 2011

Die neuen vorgaben in der anlage „statistik“ der vereinbarungen tangieren auch die Darstel-
lung der ausgaben der länder. als Geldleistung im sinne dieser statistik sind lediglich jene 
zur Deckung des lebensunterhaltes und des Wohnbedarfs zu zählen. zusatzleistungen (z.B. 
hilfe in besonderen lebenslagen) gehören nicht dazu und sind deshalb nicht zu erfassen. 
Die von den ländern an statIstIK aUstrIa übermittelten ausgaben umfassen daher keine 
aufwendungen für hilfe in besonderen lebenslagen oder leistungen aus vorperioden, die in 
den rechnungsabschlüssen enthalten sind. ebenfalls gravierende Unterschiede zwischen 
der alten sozialhilfe- und der neuen BMs-statistik ergeben sich bei den aufwendungen für 
die Krankenhilfe, die mit den nachhaltigen veränderungen in diesem Bereich in zusammen-
hang stehen (s. Kapitel Krankenversicherung). Die Konzentration der Darstellung dieser Kos-
ten liegt nunmehr ausschließlich beim aufwand der länder für die Krankenversicherungs-
beiträge sowie sonstige Krankenhilfeausgaben für BMs-empfängerInnen. Positionen wie die 
Kosten für die Unterbringung in psychiatrischen Krankenanstalten oder Krankenhilfekosten 
für nicht-BMs-empfängerInnen werden in der BMs-statistik nicht mehr erfasst. 

3.1.1. GELDLEISTUNGEN UND KRANKENHILFE

Die ausgaben6 der Bundesländer für die BMs-Geldleistungen betrugen im Jahr 2011 ins-
gesamt 439,1 Mio. €7. Die aufgliederung nach den Unterstütztenkategorien stellt sich wie 
folgt dar: 60% der ausgaben gingen an alleinstehende, 17% wurden für alleinerziehende 
und 15% für Paare mit Kindern ausgegeben. Der rest entfiel auf Paare ohne Kinder (5%) 
und andere (4%). 

Die Bundesländer gaben für die BMs-Geldleistungen pro Bedarfsgemeinschaft im Jahr 
2011 durchschnittlich 3.662 € aus.

Tabelle: Jahresaufwand 2011 insgesamt in Mio. € gerundet
Österreich Bgld. Ktn NÖ OÖ Sbg Stmk Tirol Vlbg Wien

439,140 3,956 8,963 35,102 21,305 20,288 20,680 26,938 13,890 288,015
stmk: aufwand ab einführung der Mindestsicherung (1.3.2011)

2011 wurden für insgesamt 48.541 Personen8 Krankenversicherungsbeiträge aus Mindest-
sicherungsmitteln der Bundesländer geleistet. Die ausgaben für die Kv-Beiträge und für 
sonstige Krankenhilfeleistungen (z.B. selbstbehalte) lagen insgesamt bei 24,5 Mio. €. 
5) Quelle: statistik der Bedarfsorientierten Mindestsicherung der Bundesländer 2011; statIstIK aUstrIa 
6) In den hier präsentierten ausgaben sind (allfällige) rückflüsse aus Kostenersätzen nicht berücksichtigt. 
7) aufgrund landesinterner Kostenteilungsregelungen sind auch die Gemeinden und städte an der Mittelaufbringung für die BMs-
leistungen beteiligt. 

8) summe aller während des Jahres von den ländern zur Kv angemeldeten Personen.
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3.2. Ausgaben des Bundes 2011 zur BMS 

als zwischen Bund und ländern verabschiedetes Gesamtpaket beinhaltet die BMs auch 
Maßnahmen, deren Finanzierung vom Bund (mit)getragen wird. Diese wären folgende:

3.2.1. VERBESSERUNGEN IM BEREICH DES ARBEITSLOSENVERSICHERUNGSGESETZES

nach den vorliegenden auswertungen haben im Jahr 2011 insgesamt 170.178 Personen 
von der erhöhung der nettoersatzrate bei der notstandshilfe profitiert.

Tabelle: Aufteilung der Personen mit erhöhter Notstandshilfe nach Anspruch auf Familien- 
zuschlag und Geschlecht 2011

170.178 Personen
Familienzuschlag9 Geschlecht

mit Fz-anspruch ohne Fz-anspruch Männlich Weiblich
62.171 113.304 86.142 84.036

Für die Umsetzung dieser Maßnahmen wurde anhand der in den Jahren 2008/2009 vor-
liegenden Daten und der erwarteten arbeitsmarktentwicklung ein bundesseitiger Gesamt-
jahresaufwand von rund 107 Mio. € veranschlagt. Die finanziellen auswertungen für das 
Jahr 2011 zeigen jedoch mit rund 75,4 Mio. € ein ergebnis, das deutlich unter den ur-
sprünglichen schätzungen liegt. 

Grund: Die Wirtschaftskrise hat sich am heimischen arbeitsmarkt erfreulicherweise weniger 
stark niedergeschlagen, als prognostiziert.

9) Das ergebnis der teilsummen unterscheidet sich deshalb von der endsumme, als darin Personen enthalten sind, die einmal mit und 

einmal ohne Familienzuschlag aufscheinen.
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Tabelle: Aufteilung des Mehraufwandes des Bundes für die erhöhte Notstandshilfe auf 
Länderebene 2011

Bundesland
Nettomehr- 

aufwendungen

zuzügl. 14% (KV-
Beitrag und Kran-

kengeldersatz)

Gesamtmehr- 
aufwand brutto

Burgenland 1.806.535,25 252.914,94 2.059.450,19
Kärnten 4.617.296,37 646.421,49 5.263.717,86
Niederösterreich 10.825.324,70 1.515.545,46 12.340.870,16
Oberösterreich 6.133.928,90 858.750,05 6.992.678,95
Salzburg 2.065.811,05 289.213,55 2.355.024,60
Steiermark 7.988.065,28 1.118.329,14 9.106.394,42
Tirol 2.736.221,54 383.071,02 3.119.292,56
Vorarlberg 1.767.789,17 247.490,48 2.015.279,65
Wien 28.223.668,61 3.951.313,61 32.174.982,22
Gesamt 66.164.640,87 9.263.049,72 75.427.690,59

3.2.2. ANHEBUNG DES ERHÖHUNGSBETRAGES FÜR KINDER IN DER PENSIONSVERSICHERUNG

Mit einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wurde der für Kinder von aus-
gleichszulagenempfängerInnen geltende erhöhungsbetrag außerordentlich angehoben. 

von dieser Maßnahme haben im Dezember 2011 14.781 Kinder profitiert. 

3.2.3. EINBEZIEHUNG IN DIE GESETZLICHE KRANKENVERSICHERUNG

Das system der Bedarfsorientierten Mindestsicherung sieht für leistungsbezieherInnen 
ohne Krankenversicherungsschutz die einbindung in die gesetzliche Krankenversicherung 
vor. Durch diese Maßnahme wurde im Jahr 2011 für rund 32.600 Personen (Ø Jahresbe-
stand) der gleichberechtigte zugang zu medizinischen leistungen sichergestellt. 

Übersteigen in einem Geschäftsjahr die gesamten leistungsaufwendungen der Kranken-
versicherungsträger für diese Personengruppe die von den ländern für sie zu entrichten-
den Beiträge, so leistet der Bund den Unterschiedsbetrag im Wege des hauptverbandes 
der österreichischen sozialversicherungsträger an die jeweiligen Gebietskrankenkassen. 
Dieser beträgt für das Jahr 2011 rd. 24 Mio. €.
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3.3. Zusammenfassung des Aufwandes des Bundes in der BMS 2011

Maßnahmen Personen Aufwand in Mio. €
Verbesserungen bei der Notstandshilfe 170.178 75,4 
Krankenversicherung-Aufwandersatz 32.628 (Ø Jahresbestand) 24 
Höhere Leistungen für Kinder von 
Ausgleichszulagen-BezieherInnen

14.781 (Dezember 2011) -10

AMP-Maßnahmen f. BMS-BezieherInnen 71,5 
Gesamt 170,9

10) Der aufwand ist teil der Gesamtausgaben für die ausgleichszulage und kann daher nicht gesondert ausgewertet werden. seiner-

zeitige schätzungen ergaben einen möglichen Mehraufwand von rd. 2 Mio. €/Jahr.
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4. KAPITEL LÄNDERBERICHTE

4.1. Burgenland

4.1.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS AUF LANDESEBENE

 » vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung (lGBl. nr. 75/2010) 

 » Gesetz vom 28.Oktober 2010 über die Bedarfsorientierte Mindestsicherung im 
Burgenland (Burgenländisches Mindestsicherungsgesetz – Bgld. MsG, lGBl. nr. 
76/2010) 

 » verordnung vom 21. Dezember 2010 über die Mindeststandards zur Deckung des 
notwendigen lebensunterhalts und des Wohnbedarfs (Burgenländische Mindest-
standardverordnung – Bgld. Msv), lGBl. nr. 80/2010, 15/2011, 13/2012

4.1.2. LANDESSPEZIFISCHE BESONDERHEITEN/SOZIALPOLITISCHE SCHWERPUNKTSETZUNGEN

aufgrund der zwischen dem Bund und den ländern abgeschlossenen vereinbarung ge-
mäß art. 15a B-vG über eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung wurde 
anstelle der bisherigen offenen sozialhilfe zur verstärkten Bekämpfung und vermeidung 
von armut und sozialer ausgrenzung sowie zur Förderung einer dauerhaften eingliederung 
oder Wiedereingliederung von sozial schwachen Personen in das erwerbsleben die Be-
darfsorientierte Mindestsicherung geschaffen. In ausführung dieser vereinbarung wurde 
das Burgenländische Mindestsicherungsgesetz geschaffen, das rückwirkend mit 1. sep-
tember 2010 in Kraft getreten ist.

Im zuge des verfahrens betreffend leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ist 
als wesentlicher Grundsatz auf die eigenart und Ursache der drohenden, bestehenden oder 
noch nicht dauerhaft überwundenen sozialen notlage sowie auf die persönlichen verhält-
nisse der betroffenen Person Bedacht zu nehmen. Dazu gehören insbesondere ihr körper- 
licher, geistiger und psychischer zustand sowie ihre Fähigkeiten, Beeinträchtigungen und 
das ausmaß ihrer sozialen Integration.

Wesentlich ist auch der Grundsatz, dass leistungen der Bedarfsorientierten Mindest-
sicherung vorbeugend gewährt werden können, um einer drohenden notlage entgegen-
wirken zu können und sind diese auch von amts wegen ohne antrag anzubieten, wenn 
Umstände bekannt werden, die eine leistung erforderlich machen. Diese Möglichkeit 
hat insoweit Bedeutung, als aufgrund des dörflichen charakters des landes sehr oft 
aus falscher scham auf die Möglichkeit verzichtet wird, von sich aus um leistungen der  
Mindestsicherung einzukommen.
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leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung sollen auch nachhaltig wirken, so-
dass sie – wenn sich die notwendigkeit ergibt - auch nach Beseitigung der akuten  notlage 
solange weiter zu gewähren sind, bis sich die situation der betroffenen Person oder  Familie 
soweit stabilisiert hat, dass rückschläge vermieden werden.

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung hat anspruchsberechtigten Personen die sicher-
ung des lebensunterhaltes und des Wohnbedarfs sowie den erhalt der bei Krankheit, 
schwangerschaft und entbindung erforderlichen leistungen zu gewährleisten. auf diese 
leistungen besteht ein rechtsanspruch. Weitergehende leistungen, wie Kautionen für 
Wohnungen oder Mieten, die über den gesetzlich vorgesehenen Mindeststandard hinaus-
gehen, können vom land als träger von Privatrechten gewährt werden.

4.1.3. HERAUSFORDERUNGEN BEI DER UMSETZUNG DER ART. 15A B-VG VEREINBARUNG
 
herausfordernd bei der Umsetzung der art. 15a B-vG – vereinbarung war nicht nur der zeit-
druck für die schaffung des neuen Gesetzes, sondern vor allem auch die eDv-technische 
Umsetzung der verrechnung der Krankenversicherungsbeiträge für Mindestsicherungs- 
bezieherInnen durch die Bezirksverwaltungsbehörden und die Implementierung der vor-
gaben für die notwendigen statistischen angaben. Weiters mussten innerhalb kürzester 
zeit die referentInnen der Bezirksverwaltungsbehörden soweit geschult werden, dass 
unmittelbar nach verlautbarung des Gesetzes die Bearbeitung der eingelangten  anträge 
bzw. die amtswegige Umstellung bereits laufender leistungen der offenen sozialhilfe auf 
leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung erfolgen konnte. hinsichtlich des 
Datenaustausches mit dem arbeitsmarktservice und der verrechnung der Krankenver-
sicherungsbeiträge wurden intensive Kontakte zur landesgeschäftsstelle des arbeits-
marktservices sowie zur Burgenländischen Gebietskrankenkasse gepflogen. vertreter-
Innen der einzelnen Institutionen stellten sich auch dankenswerterweise für die von ho. 
abgehaltenen internen schulungen zur verfügung, um einen nahezu reibungslosen Über-
gang von der offenen sozialhilfe zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung zu gewähr-
leisten.

4.1.4. ERFAHRUNGSWERTE SEIT EINFÜHRUNG DER BEDARFSORIENTIERTEN MINDEST-
SICHERUNG

aufgrund der tatsache, dass der Mindeststandard im rahmen der Bedarfsorientierten  
Mindestsicherung monatlich um mehr als 50% höher liegt als der letzte richtsatz der  
offenen sozialhilfe und auch im hinblick darauf, dass antragstellungen auch beim  
arbeitsmarktservice erfolgen konnten und können, nahm die zahl der BezieherInnen von 
leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung um etwa 20% zu. Dieser Prozent-
satz bewegt sich jedoch im rahmen der anlässlich der schaffung des Gesetzes getätigten 
annahmen. Dazu wird allerdings bemerkt, dass die statistik über die offene sozialhilfe 
und die neue statistik über die Mindestsicherung nicht unmittelbar vergleichbar sind.
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4.1.5. GRUNDLEGENDE VERÄNDERUNGEN IM VERGLEICH ZUM SOZIALHILFESYSTEM

Durch die einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ist es gegenüber dem 
system der offenen sozialhilfe zu weitreichenden Änderungen gekommen:

 » alleinerzieherInnen wurden alleinstehenden leistungsbezieherInnen gleichgestellt, was eine 
finanzielle Besserstellung und somit einen wesentlichen sozialpolitischen aspekt darstellt;

 » BezieherInnen von leistungen der Mindestsicherung wurden mit e-card ausgestattet, 
sodass das system der sozialhilfekrankenscheine und damit eine stigmatisierung der 
BezieherInnen von leistungen der Mindestsicherung weggefallen ist;

 » nunmehr ist gesetzlich dezidiert festgehalten, welche leistungen nicht als einkommen 
zu berücksichtigen sind;

 » eine grundbücherliche sicherstellung einer ersatzforderung ist erst nach einem Bezug 
von leistungen der Mindestsicherung nach 6 Monaten durchzuführen;

 » der einsatz der arbeitskraft darf von Personen dann nicht verlangt werden, wenn

 » Betreuungspflichten gegenüber Kindern bestehen, die das dritte lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, und sie daher keiner Beschäftigung nachgehen können, weil keine 
geeignete Betreuungsmöglichkeiten zur verfügung stehen;

 » sie pflegebedürftige angehörige, welche mindestens ein Pflegegeld der stufe 3 be-
ziehen, überwiegend betreuen;

 » sie sterbebegleitung oder Begleitung von schwersterkrankten Kindern leisten;
 » sie in einer bereits vor vollendung des 18. lebensjahres begonnenen und zielstrebig 

verfolgten erwerbs- oder schulausbildung stehen;

 » hilfe suchenden Personen, die nach sechsmonatigem Bezug von leistungen der  
Mindestsicherung einkommen aus einer erwerbstätigkeit erzielen, ist ein Freibetrag für 
maximal 18 Monate in höhe von 15% des monatlichen nettoeinkommens (ohne sonder-
zahlungen), mindestens aber 7% und höchstens 17% des Mindeststandards nach § 9 
abs. 1 z 1 einzuräumen. Mit dieser regelung soll ein anreiz geschaffen werden, wieder 
ins Berufsleben einzusteigen;

 » von Personen, die leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung in anspruch 
genommen haben, ist nur dann ersatz zu leisten, wenn sie nachträglich zu einem nicht 
durch eigene erwerbstätigkeit erwirtschafteten, verwertbaren vermögen gelangt sind 
oder die ersatzforderung grundbücherlich sichergestellt wurde;

 » es wurde die Möglichkeit einer Beantragung von leistungen der Mindestsicherung bei 
der regionalen Geschäftsstelle des arbeitsmarktservice geschaffen;

 » aufgrund einer verwaltungsvereinbarung mit dem arbeitsmarktservice werden  Gutachten 
betreffend die arbeitsfähigkeit von hilfe suchenden Personen gegenseitig anerkannt;

 » es wurden clearingstellen auf Bezirksebene sowie auf landesebene eingerichtet, um 
problematische Fälle einvernehmlich zu klären.

Weiters ist neu, dass sich die hilfe suchende Person im rahmen ihrer Mitwirkungspflicht 
im verfahren den für die entscheidungsfindung erforderlichen Untersuchungen zur Fest-
stellung der arbeitsfähigkeit zu unterziehen hat. hilfe suchenden Personen, die sich trotz 
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schriftlicher ermahnung weigern, ihre arbeitskraft in zumutbarer Weise einzusetzen oder an 
einer von der Behörde angeordneten Begutachtung teilzunehmen, können die  leistungen 
stufenweise gekürzt werden, wobei jedoch der Wohnbedarf der hilfesuchenden Person so-
wie der Wohnbedarf und der lebensunterhalt eventueller Familienmitglieder nicht beein-
trächtigt werden darf.
Insgesamt gesehen bewirkte die einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
durch die weitgehenden, sozialpolitisch wesentlichen neuerungen eine höhere  finanzielle 
absicherung von Personen, die der hilfe der Gemeinschaft bedürfen, um ihren lebens- 
unterhalt bestreiten zu können, als es bei der offenen sozialhilfe der Fall war. 
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4.2. Kärnten

4.2.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS AUF LANDESEBENE

vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung (lGBl. nr. 93/2010) 
Gesetz über die soziale Mindestsicherung in Kärnten (Kärntner Mindestsicherungs-
gesetz - K-MsG) stF: lGBl. nr. 15/2007

novellen:
 » lGBl. nr. 84/2007
 » lGBl. nr. 52/2008
 » lGBl. nr. 8/2010
 » lGBl. nr. 16/2012

Gesetz zur chancengleichheit für Menschen mit Behinderung (Kärntner chancen-
gleichheitsgesetz - K-chG)stF: lGBl. nr. 8/2010

novellen:
 » lGBl. nr. 97/2010
 » lGBl. nr. 16/2012

verordnungen:
 » verordnung der landesregierung, mit der die Mindeststandards nach dem K-chG und 

dem K-MsG für das Jahr 2011 festgelegt werden (Mindeststandard-verordnung 2011), 
lGBl. nr. 92/2010

 » verordnung der landesregierung, mit der die Mindeststandards nach dem K-chG und 
dem K-MsG für das Jahr 2012 festgelegt werden (Kärntner Mindeststandard-verordnung 
2012), lGBl. nr. 105/2011 

 » verordnung der Kärntner landesregierung, mit welcher nähere Bestimmungen über 
die voraussetzungen und das ausmaß des Kostenbeitrages und des Kostenersatzes 
Unterhaltspflichtiger angehöriger von Menschen mit Behinderung für leistungen der 
Behindertenhilfe sowie unterhaltspflichtiger angehöriger von hilfe suchenden für 
leistungen der sozialen Mindestsicherung und das ausmaß der rechtsverfolgungs-
pflicht von Menschen mit Behinderung sowie von hilfe suchenden festgelegt werden 
(Kärntner sozialkostenbeteiligungsverordnung– K-sKBv), lGBl. nr. 54/2012

4.2.2. SITUATION IN KÄRNTEN

Bereits am 1. Juli 2007 hat das Kärntner Mindestsicherungsgesetz das Kärntner sozialhilfe- 
gesetz abgelöst und ging Kärnten damit bereits von den bis dahin geltenden sozialhilfe-
richtsätzen zu einem modernen system der Mindestsicherung mit gesetzlich definierten 
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Mindeststandards über. Jede einzelne Person hat in Kärnten auch ihren eigenen anspruch 
auf Mindestsicherung zum lebensunterhalt.

Da das Kärntner Mindestsicherungsgesetz bereits weitgehend das system der sozialen 
Mindestsicherung vorweggenommen hat, haben sich die Umsetzungsmaßnahmen auf-
grund der vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über 
eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung im Wesentlichen auf eine an- 
passung der Mindeststandards und Klarstellungen oder anpassungen im Bereich des ein-
satzes der arbeitskraft und der sicherstellung und verwertung von vermögen beschränkt.

zu den wesentlichen neuerungen der Mindestsicherung zählen - wie auch in den  anderen 
Bundesländern - insbesondere die einbeziehung der empfängerInnen sozialer Mindest-
sicherung in die gesetzliche Krankenversicherung bzw. die Koppelung des Mindest- 
standards für alleinstehende (als ausgangswert für die Bemessung der weiteren Mindest-
standards) an den ausgleichszulagenrichtsatz.

Im K-MsG wird auch für die ältere Generation eine entsprechende vorsorge getroffen. Per-
sonen, die das 60. lebensjahr vollendet haben, für die Pflege und erziehung mindestens 
eines Kindes zu sorgen haben oder hatten, die keinen anspruch auf Pension, ruhege-
nuss oder eine vergleichbare leistung aufgrund eigener erwerbstätigkeit haben, und die 
vom land als träger von Privatrechten aufgrund der erfüllung der vorgenannten voraus-
setzungen keine leistungen erhalten, die der vorgesehenen erhöhung entsprechen oder 
sie übersteigen, haben anspruch auf einen entsprechenden erhöhungsbetrag. 

In Kärnten wird auch ein besonderes augenmerk auf den Bereich Mindestsicherung durch 
arbeit gelegt.

Wesentliche Intention der Mindestsicherung ist die hilfe zur selbsthilfe und Wiederein-
gliederung von MindestsicherungsempfängerInnen bzw. die Förderung jener Möglichkei-
ten, durch welche die Mindestsicherung nicht mehr erforderlich ist und den Menschen die 
rückkehr auf arbeitsplätze erleichtert wird. 

In diesem sinne sieht § 10 des K-MsG soziale Mindestsicherung durch arbeit vor. 

hilfesuchenden, die trotz entsprechender Bemühungen keine erwerbsmöglichkeit finden, 
darf anstelle laufender Geldleistungen oder sachleistungen soziale Mindestsicherung durch 
arbeit angeboten werden, sofern damit dem ziel und Grundsätzen dieses Gesetzes besser 
entsprochen und eine (Wieder-)eingliederung der hilfesuchenden Person in das arbeitsleben 
erleichtert wird. Diese Beschäftigung hat im rahmen eines arbeitsverhältnisses zu erfolgen. 

Im rahmen des verwaltungsübereinkommens zwischen dem land Kärnten und dem  
arbeitsmarktservice Kärnten gemäß artikel 15a B-vG wurden bzw. werden im Jahr 2011 und 
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2012 gemeinsame Maßnahmen und Projekte zur erhöhung der vermittlungschancen in 
den ersten arbeitsmarkt gesetzt. Der in weiterer Folge aufgelistete Maßnahmenkatalog ist 
auch integraler Bestandteil der entsprechenden territorialen Beschäftigungspakte. 

Unterstützung der Vermittlung mit Hilfe von Beschäftigungsförderungen

hier werden einerseits zusätzliche transitarbeitskräfte (inkl. schlüsselarbeitskräften) bei 
sozialökonomischen Betrieben beschäftigt. 

andererseits wurde in der Fördervereinbarung die Finanzierung von einer bestimmten Per-
sonenanzahl via eingliederungsbeihilfe bei Gemeinden oder gemeinnützigen vereinen 
ermöglicht. 

Installierung von je einer Beratungs- und Betreuungseinrichtung (BEE) für Ober- und Unter- 
kärnten (Villach, Klagenfurt)

BezieherInnen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wird eine individualisierte Un-
terstützung (case -Management) bei der reintegration in den arbeitsmarkt angeboten. 
aus-gehend von den meist multiplen Problembereichen dieser zielgruppe (schulden, 
 resignation, gesundheitliche Probleme, lange arbeitslosigkeit, etc.) sind eine fundierte 
Diagnostik, das Bearbeiten von verhinderungsgründen und die gezielte steigerung der Be-
schäftigungsfähigkeit wesentliche voraussetzungen für das Gelingen des reintegrations-
prozesses. Die steigerung der Beschäftigungsfähigkeit bzw. der abbau von vermittlungs-
hemmnissen erfolgt in der vorliegenden Maßnahme durch die langfristige und intensive 
Beratung via case Management und durch unterstützende Gruppencoachings/workshops 
sowie durch Praktika und arbeitstrainings. sobald die teilnehmerInnen ausreichend ab-
geklärt und stabilisiert sind („jobready“), wird die vermittlung in Beschäftigung forciert. 
hierbei werden laufend Betriebe und offene stellen durch die Beratungs- und Betreuungs-
einrichtungen akquiriert und vorstellungstermine für die teilnehmerInnen koordiniert. Die 
aufnahme von Beschäftigungsverhältnissen wird dabei durch die anbahnung und (falls er-
forderlich) Begleitung unterstützt und durch eine begleitende nachbetreuung stabilisiert. 

zusammenfassend kann festgehalten werden, dass durch die Diskussion rund um die ein-
führung der „Bedarfsorientierten Mindestsicherung“ dieses thema - wie auch schon bei 
der einführung des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes - verstärkt in der Bevölkerung 
wahrgenommen wird. 
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4.3. Niederösterreich

4.3.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS AUF LANDESEBENE

 » vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung (lGBl. nr. 9204-0) 

 » Das nÖ Mindestsicherungsgesetz (nÖ MsG), lGBl. 9205-0 (stammgesetz), wurde am 
27. august 2010 kundgemacht. am 20. Juni 2011 wurde die 1. novelle kundgemacht. 
Das nÖ Mindestsicherungsgesetz (nÖ MsG) steht somit in der Fassung der 1. novelle 
in Geltung (nÖ Mindestsicherungsgesetz [nÖ MsG], lGBl. 9205-1).

 » Die nÖ Mindeststandardverordnung (nÖ Msv), lGBl. 9205/1-0 (stammverordnung), 
wurde am 31. august 2010 kundgemacht. am 30. Dezember 2010 wurde die 1. novelle 
und am 29. Dezember 2011 wurde die 2. novelle kundgemacht.
Die nÖ Mindeststandardverordnung (nÖ Msv) steht somit in der Fassung der 2. novelle 
in Geltung (nÖ Mindeststandardverordnung [nÖ Msv], lGBl. 9205/1-2).

 » Die verordnung über die Berücksichtigung von eigenmitteln, lGBl. 9200/2-0 (stamm-
verordnung), wurde am 31. Juli 2000 als verordnung, die auf der Grundlage des nÖ 
sozialhilfegesetzes 2000 erlassen wurde, kundgemacht und im Jahr 2007 zum ersten 
Mal novelliert. Im zusammenhang mit der erlassung des nÖ MsG wurden die 2. no-
velle zu dieser verordnung am 31. august 2010 und die 3. novelle am 29. Dezember 
2011 kundgemacht.
Die verordnung über die Berücksichtigung von eigenmitteln steht somit in der Fassung 
der 3. novelle in Geltung (verordnung über die Berücksichtigung von eigenmitteln, 
lGBl. 9200/2-3).

4.3.2. LANDESSPEZIFISCHE BESONDERHEITEN/SOZIALPOLITISCHE SCHWERPUNKTSETZUNGEN

Erhöhte Mindeststandards für minderjährige Kinder

eine besondere sozialpolitische schwerpunktsetzung des landes niederösterreich be-
steht darin, dass in niederösterreich, abweichend von der art. 15a B-vG vereinbarung über 
eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung, für jedes minderjährige Kinder 
ein einheitlich höherer Mindeststandard für Kinder in höhe von 23% des ausgangswertes 
(2012: € 177,85 mtl.) vorgesehen ist. Davon abweichend sieht die art. 15a B-vG verein-
barung für das erste, zweite und dritte Kind einen Mindeststandard in höhe von lediglich 
18% des ausganswertes (2012: € 139,19 mtl.) und ab dem vierten Kind in höhe von ledig-
lich 15% des ausgangswertes (2012: € 115,99 mtl.) vor.
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Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt

ArbeitnehmerInnenfreibetrag:
als weitere sozialpolitische Maßnahme gibt es in niederösterreich - zusätzlich zum Wieder- 
einsteigerInnen-Freibetrag nach der zitierten art. 15a B-vG vereinbarung - einen generellen 
arbeitnehmerInnenfreibetrag in der Form, dass die sonderzahlungen (13. und 14. Monats-
bezug) von arbeitnehmerInnen bei der Bemessung der BMs anrechenfrei bleiben. Durch 
diese Maßnahme soll den aus der Beschäftigung resultierenden, erhöhten aufwendungen 
von arbeitnehmerInnen rechnung getragen sowie eine nachhaltige arbeitsmarktintegrati-
on dieser Personen gefördert und unterstützt werden.

Arbeitsmarktintegrationsprojekte:
einen weiteren sozialpolitischen schwerpunkt stellen in niederösterreich Projekte zur  
armutsbekämpfung dar. Besonders hervorzuheben sind hier drei Projekte im rahmen des 
territorialen Beschäftigungspaktes:

 » Projekt „chance-schuldlos“ (Dauer: Juli 2011-Juli 2013),
 » Projekt „BMs-BBe“ (Dauer: Juli 2011- Mai 2013)
 » Projekt „fairnetzt“ (Dauer: Juli 2011- Juli 2013).

Gemeinsam ist diesen Projekten, dass mit einem case-Management-ansatz versucht wird, mit 
den vielfältigen und spezifischen Problemlagen der BMs-BezieherInnen umgehen zu können.

Im rahmen des Projektes „chance-schuldlos“ wird dieser case-Management-ansatz 
speziell für arbeitslose mit Gehaltsexekutionen angeboten.

Im rahmen des Projektes „BMs-BBe“ werden für BMs-BezieherInnen Beratungs- und Be-
treuungseinrichtungen (BBe) in verbindung mit case-Management installiert. Im rahmen 
dieser Beratungs- und Betreuungseinrichtungen wird ein umfassendes Paket angeboten, 
welches bei der Bewältigung der unterschiedlichen Umfeldprobleme unterstützten soll 
(schulden, gesundheitliche Beeinträchtigungen etc.) und verschiedene Qualifizierungs-
elemente bzw. vorbereitende trainings für den 1. oder 2. arbeitsmarkt umfasst.

Im Projekt „fairnetzt“ stellt ein Projektschwerpunkt das arbeitstraining für BMs-Bezieher-
Innen dar.

Missbrauch und Missbrauchskontrolle

In niederösterreich führen die sozialhilfebehörden nicht nur anlassbezogen sondern ge-
nerell stichprobenartig während des laufenden BMs-Bezuges sowie anlässlich der Weiter-
gewährung der BMs Kontrollen bei den BMs-BezieherInnen durch, um die Gesetzmäßig-
keit der leistungen bzw. der leistungshöhe zu überprüfen. Im Jahr 2011 wurden insgesamt 
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rd. 300 haushalte überprüft und in fast allen Fällen ein berechtigter Bezug der BMs fest-
gestellt. Generell wird der spielraum für einen missbräuchlichen Bezug der BMs als sehr 
gering angesehen.

4.3.3. HERAUSFORDERUNGEN BEI DER UMSETZUNG DER ART. 15A B-VG VEREINBARUNG

hier ist zunächst auf den engen zeitrahmen für die Umsetzung der art. 15a B-vG verein-
barung bis zum geplanten Inkrafttreten der BMs am 1. september 2010 hinzuweisen. Das 
Bundesland niederösterreich gehört neben den Bundesländern Wien und salzburg zu den 
wenigen Bundesländern, welche die BMs zum vereinbarten termin umgesetzt haben.

zusätzlich zur Umsetzung der art. 15a B-vG vereinbarung in ein landesgesetz (nÖ  
Mindestsicherungsgesetz) und zur erlassung der notwendigen verordnung bzw. adap- 
tierung des bestehenden rechtsbestandes waren Maßnahmen für einen einheitlichen 
vollzug zu setzen. so wurden insbesondere ein normerlass „handbuch“ für den vollzug 
der BMs erlassen, ein verwaltungsübereinkommen mit dem aMs nÖ getroffen, schul-
ungen der sachbearbeiterInnen durchgeführt, Muster für die erledigungen erstellt und 
ein einheitliches eDv-system zur leistungsberechnung entwickelt. auf technischer ebene 
wurden datentechnische schnittstellen zum aMs und dem hvsv hergestellt.

Im rahmen der Umstellung der ehemaligen sozialhilfe (hilfe zum lebensunterhalt) auf die 
Bedarfsorientierte Mindestsicherung wurden rund 4.500 haushalte amtswegig (ohne an-
tragstellung) neu berechnet und ergingen unter Berücksichtigung des verschlechterungs-
verbotes dementsprechende Bescheide über die gewährte Mindestsicherung. es mussten 
daher keine ehemaligen sozialhilfeempfängerInnen im rahmen dieser Umstellung einen 
Mindestsicherungsantrag stellen. Die Umstellung auf die BMs erfolgte weitestgehend  
problemlos.

hinsichtlich der Krankenversicherung wurden die bestehenden sozialhilfeempfänger- 
Innen ohne Krankenversicherungsschutz (rd. 2.000 Personen) bereits in den sommer- 
monaten des Jahres 2010 auf die e-card umgestellt, so dass diese mit Inkrafttreten der 
BMs am 1.september 2010 bereits zur Krankenversicherung angemeldet waren und über 
eine e-card verfügten.

4.3.4. ERFAHRUNGSWERTE SEIT DER EINFÜHRUNG DER BEDARFSORIENTIERTEN  
MINDESTSICHERUNG

seit einführung der BMs hat sich die zahl der gestellten anträge im vergleich zur ehe-
maligen sozialhilfe (hilfe zum lebensunterhalt) erheblich gesteigert und haben sich auch 
neue zielgruppen (z.B. Jugendliche) entwickelt.

Besonders in der ersten zeit nach einführung der BMs war ein massiver anstieg der an-
tragszahlen zu bemerken. so wurden in nÖ in einem zeitraum von 7 Monaten 10.000 an-
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träge gestellt und waren davon ca. 2/3 der anträge positiv zu bescheiden und 1/3 der an-
träge inhaltlich abzulehnen. ein Grund für die steigenden antragszahlen nach einführung 
der BMs wird unter anderem in der verstärkten medialen aufmerksamkeit gesehen, die 
um die einführung der BMs bestand.

neben den höheren Fallzahlen ist auch zu bemerken, dass die einzelnen Fälle und deren 
Bearbeitung allgemein anspruchsvoller geworden sind bzw. anspruchsvoller werden. zur 
sicherstellung eines einheitlichen vollzuges der BMs erfolgen daher in niederösterreich 
laufend MitarbeiterInnenschulungen.

Weiters erfolgte seit einführung der BMs eine neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen 
ansätze für die „neuen“ zielgruppen der BMs (s. arbeitsmarktintegrationsprojekte). allge-
mein ist seit einführung der BMs eine verstärkte intensive zusammenarbeit zwischen den 
sozialhilfebehörden und den regionalen Geschäftsstellen des aMs nÖ mit der zielsetzung 
der (Wieder-)eingliederung von BMs-BezieherInnen in den arbeitsmarkt feststellbar.

4.3.5. GRUNDLEGENDE VERÄNDERUNGEN IM VERGLEICH ZUM SOZIALHILFESYSTEM

eine Kürzung von BMs-leistungen wegen mangelnder Bereitschaft zum einsatz der  
arbeitskraft darf - nach vorhergehender schriftlicher ermahnung - nur mehr stufenweise 
und bis zu 50% erfolgen.
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4.4. Oberösterreich

4.4.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS AUF LANDESEBENE

 » vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung (lGBl. nr. 82/2010) 

 » landesgesetz, mit dem das Gesetz über die bedarfsorientierte Mindestsicherung in 
Oberösterreich (Oö. Mindestsicherungsgesetz - Oö. BMsG) erlassen wird stF: lGBl. 
nr. 74/2011 

 » verordnung der Oö. landesregierung, über die leistungen der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung und den einsatz der eigenen Mittel (Oö. Mindestsicherungsverord-
nung - Oö. BMsv) stF: lGBl. nr. 75/2011 

Änderung:
lGBl. nr. 121/2011

4.4.2. LANDESSPEZIFISCHE BESONDERHEITEN/SOZIALPOLITISCHE SCHWERPUNKT-
SETZUNGEN 

vor Beginn der legistischen arbeiten wurde eine Ist-analyse durchgeführt und daraus 
strategien entwickelt. Dies führte zusammengefasst zu folgendem ergebnis: 

Ausgangslage
» Die Arbeitslosigkeit wird zunehmend zum 
hauptgrund für den Bezug von sozialhilfe-
leistungen.

» Regionale Unterschiede in der struktur 
sind zum teil nicht erklärbar.

» Die zahl der Kinder und jugendlichen  
SozialhilfebezieherInnen nimmt sprung-
haft zu.

Strategie
» Maßnahmen zur reintegration in den  
arbeitsmarkt sollen forciert und die zusam-
menarbeit zwischen den relevanten system- 
partnern optimiert werden.

» Durch eine österreichweit  vereinheitlichte 
und aussagekräftige statistik sollen die 
Grundlagen für ein strukturiertes Bench-
marking gewonnen werden, das die schwer-
punkte der in ihrer Bedeutung hervorgeho-
benen regionalen sozialplanung bestimmt.

» Durch ein „Prinzip der chancengleichheit 
für Kinder aus sozial schwachen  Familien“ 
soll dieser zielgruppe ein besonderes  
augenmerk geschenkt werden.
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» steigerungsraten sind vor allem bei den 
haushaltskonstellationen „alleinstehende 
Personen“ und „hauptunterstützte“ fest-
stellbar, wobei der Frauenanteil im vergleich 
mit den vorjahren wieder angestiegen ist.

» Im Bundesländervergleich ist festzu-
stellen, dass nur wenige Oberösterreicher- 
Innen soziale Hilfe beziehen.

» es ist vielfach eine unterschiedliche Be-
hördenpraxis festzustellen. 

» Durch einen erhöhten richtsatz für allein-
erziehende soll der besonderen armutsge-
fährdung dieser Gruppe begegnet werden.

» Durch eine ausweitung der antragsstellen 
und eine intensivere Begleitung von hilfe-
suchenden Personen soll die take-up-rate, 
also der anteil jener Personen, die einen 
anspruch auf bedarfsorientierte Mindest-
sicherung haben, diesen aber nicht verwirk-
lichen, erhöht werden. 

» Durch ein umfangreiches Programm zur 
Implementierung der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung soll eine harmonisier-
ung der vollzugspraxis gesichert werden.

4.4.3. HERAUSFORDERUNGEN BEI DER UMSETZUNG DER ART. 15A-B-VG-VEREINBARUNG
 
Ohne einen anspruch auf vollständigkeit erheben zu wollen, werden insbesondere die 
nachstehenden Bestimmungen der art. 15a B-vG vereinbarung als „herausforderung“ an-
gesehen, die in der Umsetzung zu schwierigkeiten bzw. Unklarheiten geführt haben: 

 » Durch die in der art. 15a B-vG vereinbarung nur sehr rudimentär vorgenommene Umsetzung 
des One-stop-shops kam es gerade in der Übergangszeit von der „offenen sozialhilfe“ 
zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung zu einer Fülle inhaltlich nicht gerechtfertigter 
antragstellungen, die von den Bezirksverwaltungsbehörden nur mit sehr hohem einsatz 
bewältigt werden konnten. Darüber hinaus wird die dadurch entstandene schnitt stelle 
als verbesserungswürdig erachtet. 

 » Der zwar im normtext nicht verwendete, aber in den erläuternden Bemerkungen zur art. 
15a B-vG vereinbarung neu eingeführte Begriff der „Bedarfsgemeinschaft“ wäre verzichtbar 
gewesen und führt in der Praxis immer wieder zu unterschiedlichen herangehensweisen 
in den ländern (nicht zuletzt im Bereich der statistik), sodass dadurch die angestrebte 
harmonisierung erschwert wird. 

 » schließlich wäre auch eine stärkere harmonisierung der Begrifflichkeiten zwischen Kosten-
ersatz- und leistungsrecht in der art. 15a B-vG vereinbarung wünschenswert (z.B. einerseits 
verpflichtung zur verfolgung von Unterhaltsansprüchen im leistungsrecht, andererseits 
verbot der Geltendmachung von ersatzansprüchen im Kostenersatzrecht). 
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4.4.4. ERFAHRUNGSWERTE SEIT EINFÜHRUNG DER BEDARFSORIENTIERTEN MINDEST-
SICHERUNG 

In Oberösterreich ist die Bedarfsorientierte Mindestsicherung noch nicht so lange in Kraft, dass 
seriöse aussagen über erfahrungswerte mit der Mindestsicherung getätigt werden können. 

auffällig und objektiv feststellbar sind allerdings die deutlichen zuwächse, die sich bei 
der anzahl der leistungsbeziehenden Personen ergeben haben: bezogen im Jahr 2011 
durchschnittlich 6.231 Personen leistungen der bedarfsorientierten Mindestsicherung, 
so waren es in den ersten sieben Monaten des Jahres 2012 durchschnittlich 8.845.

4.4.5. GRUNDLEGENDE VERÄNDERUNGEN IM VERGLEICH ZUM SOZIALHILFESYSTEM

Die wesentlichen Änderungen können zu folgenden schwerpunkten zusammengefasst 
werden:

Besondere Berücksichtigung der Situation der Kinder in sozial schwachen Familien

Diesem Grundgedanken wurde durch normierung eines Prinzips der chancengleichheit für 
Kinder und zahlreiche flankierende Maßnahmen im leistungsrecht und  Begünstigungen 
im Kostenersatzrecht rechnung getragen. Durch eine Überführung des Pflegegeldes für 
Kinder in fremder Pflege in das Oö. JWG wurde eine Gleichstellung dieser Gruppe der  
leistungsbeziehenden Personen herbeigeführt.

Stärkere Möglichkeit, hilfesuchende Personen bei der Bewätigung einer sozialen Not-
lage zu begleiten

neben der verstärkten einbindung der sozialberatungsstellen sieht das Gesetz auch die ein-
beziehung von expertInnen zur abklärung der Ist-situation und der einschätzung der ent-
wicklungsmöglichkeiten vor. Dazu wurde in Oberösterreich mittlerweile flächendeckend ein 
case-Management in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung eingeführt, das einerseits 
hilfesuchende Personen bei Bedarf im Mindestsicherungs-verfahren unterstützt und anderer- 
seits z. B. die sozialanamnese sowie die Perspektivenplanung durchführt und darauf auf-
bauend auf dem Weg zur (re-)Integration in den arbeitsmarkt begleitet. 

soweit keine Maßnahmen des aMs zur (re-)Integration von hilfebedürftigen Personen 
in den arbeitsmarkt in Frage kommen, wird die hilfe zur arbeit in einem größeren Um-
fang als bisher angeboten. Dabei kann individueller als bisher auf die jeweilige  situation 
eingegangen werden, in dem je nach Bedarf nicht nur eine Betätigung im rahmen von 
arbeitsverhältnissen, sondern auch eine heranführung an den arbeitsprozess oder eine 
Qualifizierung unter dem titel der bedarfsorientierten Mindestsicherung ermöglicht  
werden soll. Insbesondere mit den Projekten „step by step“ und „B 24“ wurden in  
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diesem zusammenhang neue angebote für Bezieher und Bezieherinnen von leistungen 
der bedarfsorientierten Mindestsicherung geschaffen.

Anpassung an aktuelle Familien- und Gesellschaftskonzepte

Im Bereich der leistungsbemessung wurde die bisherige Orientierung am haushaltsvor-
stand aufgegeben und eine Gleichbehandlung der Partner vorgesehen. Der besonders 
schwierigen lebenssituation von alleinerziehenden Personen wurde durch eine ver- 
besserung im leistungsrecht rechnung getragen. schließlich wurden lebenspartner-
schaften den lebensgemeinschaften gleichgestellt.

Harmonisierung mit bundesrechtlichen Systemen zur sozialen Absicherung

ein zentraler Bestandteil der bedarfsorientierten Mindestsicherung ist die verknüpfung der 
höhe der Mindeststandards mit der höhe der ausgleichszulage. Darüber hinaus soll es mit der 
Mindestsicherung auch zu einer angleichung an die Kriterien des arbeitslosenversicherungs-
rechts zur Frage der arbeitsfähigkeit oder bei der Beurteilung der zumutbarkeit kommen. 

angesichts der bisherigen höhe der Geldleistungen in der sozialhilfe hat diese har- 
monisierung faktisch nur eine relativ geringe Bedeutung für die leistungsbeziehenden 
Personen. Deutlicher spürbare auswirkungen brachte allerdings die Umstellung der 14- 
maligen auf eine 12-malige auszahlung mit sich. 

Einbeziehung hilfebedürftiger Personen in die gesetzliche Krankenversicherung

Wiewohl die einbeziehung in die gesetzliche Krankenversicherung keine Änderung im 
leistungsumfang mit sich gebracht hat, entfällt dadurch das bislang - mitunter als stigma-
tisierend empfundene - angewiesensein auf einen sozialhilfe-Krankenschein. leistungs-
beziehende Personen verfügen nunmehr gleichfalls über eine e-card.

Vorkehrungen zur Stabilisierung nach Überwindung einer sozialen Notlage

neben der Prävention, der hilfe zur selbsthilfe und der hilfe zur Bedarfsdeckung wurde 
der nachhaltigen stabilisierung der sozialen situation ehemaliger hilfeempfängerInnen 
besonders rechnung getragen. In diesem sinn wurden z.B. vermögensfreibeträge ge-
schaffen oder einschränkungen bei den Kostenersatzansprüchen vorgenommen.

Anpassung der verfahrensrechtlichen Bestimmungen

Um den zugang zu leistungen der bedarfsorientierten Mindestsicherung zu verbessern 
bzw. zu erleichtern, wurden mehrere neuregelungen zum verfahren getroffen: so wurden 
insbesondere zusätzliche stellen zur einbringung von anträgen vorgesehen (neben den 
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zuständigen regionalen aMs-Geschäftsstellen insbesondere auch diverse einrichtungen 
für wohnungslose Menschen), die entscheidungspflicht auf maximal drei Monate verkürzt 
und ein spezielles rechtsschutzverfahren bei Fristüberschreitungen normiert. Der un- 
abhängige verwaltungssenat, der bisher schon bei rückerstattungs- und Kostenersatzver-
fahren Berufungsbehörde war, ist nun generell für zweitinstanzliche verfahren zuständig 
erklärt worden.

Vorkehrungen zu Hintanhaltung von Missbräuchen

Durch die neuregelung der verfahrensbestimmungen wurde auch die Mitwirkungs- und 
Offenlegungspflicht von hilfesuchenden Personen betont. Die stärkere vernetzung mit 
dem aMs und den Krankenversicherungsträgern stellt zudem sicher, dass relevante  
Änderungen den Bezirksverwaltungsbehörden rechtzeitig zur Kenntnis gelangen. schließ-
lich wurde auch klargestellt, dass bei erschlichenen leistungen jederzeit eine rück- 
forderung möglich ist - eine verjährung wird ausgeschlossen.

Betonung der Sozialplanung als Instrument zur gezielten Armutsbekämpfung

In der vergangenheit lagen nur wenige Daten über die situation von sozialhilfebe- 
ziehenden Personen vor. Deshalb wird nunmehr die standardisierte „Mindestsicherungs- 
statistik“ geführt. auf dieser Basis soll in weiterer Folge eine stärkere Betonung der sozial-
planung erfolgen (z.B. im hinblick auf eine ausreichende zahl von stellen im rahmen der 
hilfe zur arbeit).

Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Systempartnern

Generell wurde die zusammenarbeit zwischen den im Bereich der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung tätigen Behörden, trägern und einrichtungen intensiviert. so wurde 
z.B. ein Informationsverbundsystem auf landesebene installiert und der Datenaustausch 
mit den Krankenversicherungsträgern und dem arbeitsmarktservice forciert. Mittlerweile 
haben auch die clearingstellen ihre tätigkeit aufgenommen. 

Abgehen von den Kostenersatzverfahren zwischen den Bezirken

Mit dem Inkrafttreten des Oö. BMsG wurde im Bereich der offenen sozialhilfe von den sehr 
verwaltungsaufwändigen Kostenersatzverfahren innerhalb Oberösterreichs abgegangen.
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4.5. Salzburg

4.5.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS AUF LANDESEBENE

 » vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung (lGBl. nr. 27/2011) 

 » Kundmachung der salzburger landesregierung vom 16. Jänner 2012 über die höhe 
der Mindeststandards in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung im Jahr 2012; 
stF: lGBl nr. 3/2012

 » Gesetz vom 7. Juli 2010 über die Bedarfsorientierte Mindestsicherung im Bundes-
land salzburg; stF: lGBl nr. 63/20 idF: lGBl nr 57/2012

 » Mindestsicherungsverordnung – Wohnbedarfshilfe; stF: lGBl nr 12/2011 idF: lGBl 
nr. 45/2012

 » Mindestsicherungsverordnung – sonderbedarfe; stF: lGBl nr. 29/2011

 » Mindestsicherungsverordnung – lebenslagen; stF: lGBl nr. 43/2011

 » Mindestsicherungsverordnung – Fremde; stF: lGBl nr. 28/2011

4.5.2. LANDESSPEZIFISCHE BESONDERHEITEN/SOZIALPOLITISCHE SCHWERPUNKT-
SETZUNGEN

Das land salzburg setzte bei der Umsetzung der art. 15a B-vG vereinbarung zwischen 
dem Bund und den ländern über eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung 
schwerpunkte insbesondere in den Bereichen „Kinder und arbeit“.

Das salzburger Mindestsicherungsgesetz sieht für minderjährige Kinder, die mit zu- 
mindest einer ihnen gegenüber unterhaltspflichtigen oder volljährigen Person im gemein-
samen haushalt leben und für die ein anspruch auf Familienbeihilfe besteht, einen monat- 
lichen richtsatz von 21% des ausgangsbetrages (ausgangsbetrag für das Jahr 2012:  
€ 773,26) vor. Dieser Betrag enthält keinen Wohngrundbetrag und wird insgesamt 14 mal 
jährlich gewährt. eine Kürzung des Kinderrichtsatzes bei steigender Kinderzahl ist nicht 
vorgesehen.

Im Bereich der Mindeststandards/richtsätze gibt es im land salzburg für volljährige Per-
sonen keinen „50% - richtsatz“, wie in der Mindestsicherungsvereinbarung vorgesehen, 
sondern wird das leistungsniveau auf zumindest 75% gehalten.
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zum Bereich arbeit zugehörig darf auf die salzburger regelung des Berufsfreibetrages, des 
lehrlingsfreibetrages und der nichtanrechnung von sonderzahlungen verwiesen werden.
Das land salzburg gewährt gemäß § 6 (4) salzburger Mindestsicherungsgesetz hilfe- 
suchenden, die einkünfte aus einer erwerbstätigkeit erzielen, einen „allgemeinen Frei-be-
trag“ bei einer Beschäftigung bis zu 20 Wochenstunden von 9% und bei einer Beschäftig-
ung über 20 Wochenstunden von 18% des ausgangsbetrages (2012: € 773,26). 

Weiters zählen einkünfte aus Ferialbeschäftigungen und lehrlingsentschädigungen für Per-
sonen, die mit zumindest einer ihnen gegenüber unterhaltspflichtigen volljährigen Person im 
haushalt leben, bis zu einer höhe von € 150.- gemäß § 6 (2) leg.cit. nicht zum einkommen.

Mit 1. august 2012 ist die erste novelle zum salzburger Mindestsicherungsgesetz in 
Kraft getreten. Demnach werden gemäß § 6 (2) z 6 leg.cit. sonderzahlungen, die arbeit- 
nehmerInnen als 13. oder 14. Monatsbezug, gegebenenfalls in teilzahlungen davon, ne-
ben dem laufenden arbeitslohn erhalten, nicht zum einkommen gezählt.

4.5.3. HERAUSFORDERUNGEN BEI DER UMSETZUNG DER ART. 15A B-VG VEREINBARUNG

als die wesentlichste herausforderung darf der „vorgegebene“ zeitliche rahmen an-
geführt werden. ziel war die einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung auf 
Bundes- und länderebene mit 1. september 2010. Dieses ziel wurde vom Bundesland 
salzburg erreicht, obwohl die art. 15a B-vG vereinbarung erst - nach vorliegen der ver-
fassungsrechtlichen voraussetzungen aller vertragsparteien - mit 1. Dezember 2010 in 
Kraft getreten ist. 

Bekanntlich war und ist damit ein enormer aufwand im zuge der anpassung der eDv-systeme 
und einschulung sämtlicher MitarbeiterInnen verbunden.

4.5.4. ERFAHRUNGSWERTE SEIT EINFÜHRUNG DER BEDARFSORIENTIERTEN MINDEST-
SICHERUNG

Durch die einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung und der damit verbundenen 
Informationskampagnen konnte eine zunahme von anträgen bemerkt werden, welche aber 
zu keinem unmittelbaren anstieg der Fälle von BMs - BezieherInnen führte. In den Monaten 
Jänner bis august 2010 haben durchschnittlich 3.621 haushalte/Bedarfsgemeinschaften 
leistungen aus der „sozialhilfe alt“ bezogen. Im vergleich dazu waren es im Jahr 2011 3.502 
haushalte/Bedarfsgemeinschaften.

eine spürbare steigerung verzeichnet das Jahr 2012. Im Monatsdurchschnitt Jänner bis 
Juli 2012 wurden 3.661 haushalte/Bedarfsgemeinschaften unterstützt, wobei im „sonder-
zahlungsmonat Mai“ ein einkommensbedingter rückgang auf 3.240 haushalte/Bedarfs-
gemeinschaften erfolgte. 
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Durch die einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung sollte der zur Gewähr-
leistung einer Bedarfsdeckung erforderliche verwaltungsaufwand vermindert werden. 
laut erfahrungsberichten der Bezirksverwaltungsbehörden des landes salzburg konnte 
dieses ziel keinesfalls erreicht werden. 
aufgrund der vorgesehenen Pauschalierungen – beispielsweise der strom- und heiz- 
kosten – bedurfte es darüber hinaus gehender regelungen im verordnungswege, um eine 
ansonsten unbehebbare Obdach- oder Wohnungslosigkeit zu verhindern. 

Im Jahr 2011 wurde zwischen dem arbeitsmarktservice salzburg und dem land salzburg 
ein verwaltungsübereinkommen basierend auf der „art. 15a B-vG Mindestsicherungs- 
vereinbarung“ geschlossen. Die darin vereinbarten regelmäßig stattfindenden Jour- 
Fixe-Gespräche zwischen den arbeitsmarktregionalstellen und den Bezirksverwaltungs- 
behörden können als effektiv beschrieben werden.

4.5.5. GRUNDLEGENDE VERÄNDERUNGEN IM VERGLEICH ZUM SOZIALHILFESYSTEM

Gegenüber dem bisherigen Konzept des „alten sozialhilfesystems“ traten an die stelle 
der richtsätze nunmehr Mindeststandards, die sich am netto-ausgleichszulagenrichtsatz 
in der Pensionsversicherung orientieren. In diesen Mindeststandards ist grundsätzlich - 
ausgenommen in den Mindeststandards für „Kinder“ - ein anteil von 25% zur abdeckung 
der Wohnkosten enthalten.

Weiters stellt die eingeschränkte vermögensverwertungspflicht durch die Festlegung  
eines vermögensfreibetrages, der beinahe gänzliche entfall des regresses und die ein 
beziehung nicht krankenversicherter leistungsbezieherInnen in die gesetzliche Kranken-
versicherung eine grundlegende veränderung dar.
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4.6. Steiermark

4.6.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS

 » vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung

lGBl. nr. 93/2010

 » steiermärkisches Mindestsicherungsgesetz (stMsG)
lGBl. nr. 14/2011 (stammfassung)
lGBl. nr. 9/2012 (1. novelle)

 » Durchführungsverordnung zum steiermärkischen Mindestsicherungsgesetz (stMsG-
DvO)

lGBl. nr. 19/2011 (stammfassung)
lGBl. nr. 109/2011 (1. novelle)
lGBl. nr. 19/2012 (neuerlassung)

4.6.2. LANDESSPEZIFISCHE BESONDERHEITEN/SOZIALPOLITISCHE SCHWERPUNKT-
SETZUNGEN

Stichwort ergänzender Wohungsaufwand

Gemäß der art. 15a B-vG vereinbarung zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung sind 
25% der dem/der anspruchsberechtigten zuerkannten Mindestsicherungsleistung für 
den Wohnbedarf vorgesehen. Darüber hinaus sollen die länder zusätzliche leistungen 
zumindest im rahmen des Privatrechts gewährleisten, wenn der angemessene Wohn-
bedarf nicht vollständig gedeckt werden kann. Dies ist dann der Fall, wenn die ange-
messenen Wohnkosten den Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfes im ausmaß 
von 25% des jeweiligen abstrakten Mindeststandard übersteigen. 

Die steiermark ist dieser aufforderung der art. 15a B-vG vereinbarung in dem sinne 
nachgekommen, dass als zusätzliche leistung für das Wohnen, neben dem gemäß § 
10 stMsG jedenfalls zu gewährenden 25%-igen Grundbetrag, eine ergänzende hilfe-
leistung für den Wohnungsaufwand bis zur höhe des gemäß § 5 stMsG-DvO festge- 
legten höchstbetrages zu gewähren ist, wenn der Wohnbedarf durch den Grundbetrag 
zur Deckung des Wohnbedarfes im ausmaß von 25% des jeweiligen abstrakten Mindest-
standards nicht gedeckt ist. Der ergänzende Wohnungsaufwand ist eine leistung mit 
rechtsanspruch.

zusätzlich wird bei der Berechnung eines ergänzenden Wohnungsaufwandes auch auf 
die regional unterschiedlich hohen Wohnkosten Bedacht genommen (§§ 4 und 5 stMsG-
DvO), wobei diese regionalen, statistischen Daten mit der am 9. März 2012 in Kraft  
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getretenen stmk. Mindestsicherungsgesetz-Durchführungsverordnung erhöht  wurden. 
Die Grundlagen für die erhöhung, nämlich der Mietpreisspiegel 2011 und der ver- 
braucherpreisindex 2011, standen erst mit ende Februar 2012 zur verfügung.

Stichwort Wohnbeihilfe

als eine weitere länderspezifische Besonderheit ist zu sehen, dass die Wohnbeihilfe als 
leistung aus der Wohnbauförderung des landes steiermark von den gemäß § 4 abs. 1 
stMsG anspruchsberechtigten BezieherInnen zusätzlich zur Bedarfsorientierten Mindest-
sicherung bezogen werden kann, unabhängig davon, ob diese eine geförderte oder private 
Mietwohnung in anspruch nehmen. Die Wohnbeihilfe ist allerdings nach der stMsG-DvO, 
lGBl. nr. 19/2012, als einkommen zu werten, weshalb sie bei der Bemessung der leistun-
gen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (somit auch des ergänzenden Wohnungs-
aufwandes) berücksichtigt wird.

Stichwort „Case Management“ - niederschwellige Beschäftigung

Die BezieherInnen von leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung sollen durch 
die angestrebte verschränkung mit dem arbeitsmarktservice rascher und nachhaltiger 
(wieder) in das erwerbsleben eingegliedert werden können. Damit sollen nicht nur kurz-
fristige Perspektiven für die leistungsbezieherInnen eröffnet, sondern auch mittel- und 
langfristige sozialökonomische effekte bewirkt werden. Die verweildauer in der Bedarfs-
orientierten Mindestsicherung soll deutlich verkürzt werden, ein längerfristiger effekt 
könnte insbesondere durch den erwerb von Pensionsversicherungszeiten durch eine er-
werbstätigkeit, die eine eigene absicherung im alter ermöglichen, erzielt werden.

Um BezieherInnen wieder an den arbeitsmarkt heranzuführen, wurde ein steiermarkweites 
Programm initiiert, bei dem unter anderem das land steiermark und das aMs steiermark be-
teiligt sind. zielgruppe dieses Programms sind arbeitsfähige BezieherInnen, deren arbeits-
marktintegration bislang durch mehrfache vermittlungshemmnisse erschwert wurde. Die 
zuweisung von teilnehmerInnen in dieses Programm erfolgt ausschließlich über das aMs. 
Das angebot umfasst als Unterstützungsleistung das Projekt arIs als Beratungs- und Be-
treuungsangebot für Männer und Frauen ab 18 Jahren, die Mindestsicherung beziehen und 
arbeitsfähig sind. Dieses kann für 9 Monate in anspruch genommen werden und orientiert 
sich am case Management. Für die zu betreuenden Personen werden individuelle Beratungs- 
und Betreuungspläne - unter zugrundlegung der jeweiligen persönlichen situation - erstellt. 
Die teilnehmerInnen können bei arIs Unterstützung bei sozialen und persönlichen Pro- 
blemen (z.B. psychologische Beratung, rechtsberatung), Unterstützung bei der vermittlung 
(z.B. Bewerbungstraining, Begleitung zu Bewerbungsgesprächen), hilfe bei der vermittlung 
in arbeitsmarktpolitische Maßnahmen (z.B. Kurse, schulungen) und eine Begleitung und Be-
treuung nach einer erfolgten arbeitsaufnahme erhalten.
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Begleitend zum Projekt arIs wurde ein steiermark weites angebot an niederschwelligen 
Beschäftigungsplätzen aufgebaut. Das Projekt „stundenweise niederschwellige Beschäf-
tigung“ wird von 26 Beschäftigungsbetrieben umgesetzt und soll teilnehmerInnen des 
Projektes arIs die Möglichkeit bieten, wieder in den arbeitsprozess einzusteigen und ihre 
Beschäftigungschancen zu verbessern. Das Beschäftigungsausmaß kann im jeweiligen 
gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt flexibel gestaltet werden, wodurch gewährleistet 
wird, dass auf die individuelle situation und leistungsfähigkeit der teilnehmerInnen ein-
gegangen werden kann. Das angebot kann sechs Monate lang in anspruch genommen 
werden und sieht eine in Phasen gegliederte, monatsweise Grundbestreuungsstruktur 
vor, die unter anderem eine zielvereinbarung und arbeitseinschulung, die abklärung der 
beruflichen Fertigkeiten und Kompetenzen, eine steigerung des leistungsvermögens, 
eine Qualifizierung und stabilisierung sowie eine zielsicherung enthält. Während der  
arbeit im Beschäftigungsbetrieb wird die Betreuung im rahmen des case Managements 
fortgesetzt.

Stichwort Rechtssicherheit und Rechtsschutz

Um die rechtssicherheit zu erhöhen, haben sich Bund und länder in der art. 15a B-vG 
vereinbarung darauf geeinigt, dass Bescheide über leistungen der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung grundsätzlich nur schriftlich erlassen werden dürfen. 

Darüber hinaus hat das land steiermark, um die rechtssicherheit zu erhöhen, die im avG 
1991 vorgesehene Berufungsfrist von zwei auf vier Wochen ausgedehnt.

Stichwort Sonderzahlungen und Regress 

zu den länderspezifischen Besonderheiten zählen unter anderem auch die regelung 
über die sonderzahlungen bzw. den regress. zu diesen themen siehe auch die aus- 
führungen unter Punkt 3) zu den herausforderungen bei der Umsetzung der art. 15a B-vG 
vereinbarung.

4.6.3. HERAUSFORDERUNGEN BEI DER UMSETZUNG DER ART. 15A B-VG VEREINBARUNG 

Stichwort Verschlechterungsverbot

eine - vereinbarungsgemäße - 12malige auszahlung des Mindeststandards für  volljährige 
Personen wurde nach der landtagswahl 2010 im regierungsübereinkommen zwischen 
sPÖ und ÖvP festgehalten. Für den Mindeststandard, der minderjährigen Personen ge-
währt wird, konnte eine 14-malige auszahlung vereinbart werden. Diese vorgaben wurden 
auch in den entwurf des steiermärkischen Mindestsicherungsgesetzes aufgenommen, 
der letztlich vom landtag steiermark beschlossen wurde.
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Die früheren richtsätze der sozialhilfe in der steiermark haben zu den höchsten in  
Österreich gehört. Daher ist die ausgangssituation in der steiermark eine andere als in den  
übrigen Bundesländern. aus diesem Grund wurden zahlreiche Bestimmungen  geschaffen, 
die besondere soziale härten abfedern und einer schlechterstellung von sozialhilfe- 
bezieherInnen gegenüber den MindestsicherungsbezieherInnen entgegenwirken. so  
wurde für Personen, die vor Inkrafttreten des steiermärkischen Mindestsicherungs-
ge-setzes bereits laufende leistungen aus der sozialhilfe bezogen haben, im rahmen 
der Übergangsbestimmungen gemäß § 24 stMsG vorgesehen, dass, sofern die antrag- 
stellung auf leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung fristgerecht bis zum 
31. März 2011 erfolgte, sozialhilfeleistungen bis zur entscheidung erster Instanz weiter 
zu gewähren waren.

zudem besteht gemäß § 4 abs. 1a shG für Personen, die zum adressatenkreis des steier- 
märkischen Mindestsicherungsgesetzes zählen, auch weiterhin ein anspruch auf ein- 
malige Beihilfen gemäß § 7 abs. 2 lit. a z 3 shG. Darüber hinaus kann zusätzlich hilfe 
in besonderen lebenslagen gemäß § 15 shG gewährt werden, wenn hilfe suchende Per- 
sonen aufgrund von persönlichen, familiären oder wirtschaftlichen verhältnissen oder in-
folge außergewöhnlicher ereignisse sozialer Gefährdung ausgesetzt sind. Die hilfe in be-
sonderen lebenslagen dient der eingliederung und Festigung in die Gemeinschaft und im 
erwerbsleben und geht über die hilfe zur sicherung des lebensbedarfes hinaus, weshalb 
gemäß § 15 abs. 9 shG kein rechtsanspruch besteht.

aus all diesen Gründen kann eine verletzung der art. 15a B-vG vereinbarung durch das 
land steiermark nicht gesehen werden. eine eben solche könnte überdies nur auf antrag 
der Bundesregierung oder einer beteiligten landesregierung gemäß art. 138a B-vG vom 
verfassungsgerichtshof festgestellt werden (aus der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG 
über eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung lassen sich keine subjek-
tiven rechtsansprüche für einzelpersonen ableiten).

Stichwort Regress

Gemäß art. 13 abs. 1 s 1 ivm abs. 2 der art. 15a B-vG vereinbarung sind bei der Bemessung 
von leistungen nach den art. 10 bis 12 der art. 15a B-vG vereinbarung die zur Deckung der  
eigenen Bedarfe zur verfügung stehenden leistungen Dritter, einkünfte und verwertbares ver-
mögen zu berücksichtigen. Das bedeutet, dass leistungen der Bedarfsorientierten Mindest- 
sicherung davon abhängig gemacht werden, dass bedarfsdeckende ansprüche gegen Dritte 
wie z.B. Unterhaltsansprüche auch verfolgt werden.

Die steiermark beschreitet hier einen anderen – für die BezieherInnen der Bedarfs- 
orientierten Mindestsicherung – unbürokratischeren Weg. von der gemäß der art. 15a 
B-vG vereinbarung vorgesehenen verpflichtung, Unterhaltsansprüche (gerichtlich) gelt-
end zu machen, wird abgesehen (§ 8 stMsG: „Keine rechtsverfolgungspflicht besteht 
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bei ansprüchen gemäß § 947 aBGB sowie bei Unterhaltsansprüchen der hilfe suchenden 
Person.“). Mit der regress-einführung (bis zur höhe der in einer verordnung festgelegten 
höchstgrenze – maximal bis zur zivilrechtlichen Unterhaltsverpflichtung) wurde somit im 
Gegenzug auf die einforderung von Unterhaltsklagen gegen nahe verwandte verzichtet 
und somit eine sozialverträglichere rechtslage geschaffen.

4.6.4. ERFAHRUNGSWERTE SEIT EINFÜHRUNG DER BEDARFSORIENTIERTEN MINDEST-
SICHERUNG 

Stichwort Statistik

seit einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung mit 1. März 2011 werden die Be-
zieherInnen vom land steiermark auch statistisch erfasst, wobei auch die Bedarfsgemein-
schaften kategorisiert werden. Die statistische aufbereitung wurde seit Bestehen der Be-
darfsorientierten Mindestsicherung dahingehend optimiert, dass nun jede einzelne Person 
erfasst wird. Dies bildet auch den wesentlichen Unterschied zur  statistischen erfassung der 
„offenen“ sozialhilfe nach dem shG, da früher nur die haushaltsgemeinschaften berück-
sichtigt wurden. Durch diese Weiterentwicklung sind die zahlen zur Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung viel transparenter und übersichtlicher.

Stichwort BMS als urbanes Phänomen

Durch die zusammenarbeit mit den Bezirksverwaltungsbehörden zeigt sich, dass die 
anzahl an BezieherInnen vor allem im urbanen raum ansteigt. zurückzuführen ist dies  
sicherlich unter anderem auf die anonymität, die bei einem größeren einzugsgebiet vor-
liegt. In ländlicheren regionen haben die MitarbeiterInnen einer Bezirksverwaltungs-
behörde bessere Möglichkeiten, individuell auf die jeweilige Person einzugehen und zu 
beraten bzw. zu betreuen, da die lebenssituation oftmals schon aufgrund vorheriger  
Unterstützungsleistungen bekannt ist. Der vorteil eines größeren einzugsgebietes wieder-
um zeigt sich darin, dass Personen aufgrund der anonymität schneller einen antrag auf 
leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung stellen.

Stichwort Richtsatzergänzung

Die erfahrung zeigt, dass viele BezieherInnen eine richtsatzergänzung erhalten, da ihr 
eigener verdienst zur Bestreitung des lebensunterhaltes und des Wohnbedarfes oft-
mals nicht ausreicht. zurückzuführen ist dies unter anderem auf die steigende Inflation 
der letzten Jahre und die höheren lebenserhaltungs- und Wohnkosten. vielfach sind von 
der richtsatzergänzung alleinerzieherInnen betroffen, hier vor allem Frauen, deren ein- 
kommen, trotz eigener erwerbstätigkeit, den abstrakten Mindeststandard der Bedarfs- 
orientierten Mindestsicherung nicht übersteigt.
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Stichwort junge Personen

zu beobachten ist auch, dass immer mehr junge leute Bedarfsorientierte Mindest- 
sicherung beziehen. Der für den leistungsbezug gemäß § 7 stMsG geforderte einsatz der 
arbeitskraft wird vielfach dadurch erschwert, dass keine oder eine zu geringe schul- oder 
Berufsausbildung vorliegt. Die chancen zur aufnahme einer erwerbstätigkeit sind dadurch 
natürlich geschmälert. Immer häufiger stellen auch jene jungen leute einen antrag auf 
Bedarfsorientierte Mindestsicherung, die gerade in einer schulausbildung stehen (z.B.: 
Besuch einer höheren schule über 5 Jahre), die sie vor vollendung des 18. lebensjahres 
begonnen haben, und die aus der elterlichen Wohnung ausgezogen sind, um sich eine 
eigene Mietwohnung zu nehmen, ohne dass ihre lebenserhaltungs- bzw. Wohnkosten ge-
sichert sind. aufgrund der vor dem 18. lebensjahr begonnenen schulausbildung können 
sie jedoch auch nicht zum einsatz der arbeitskraft herangezogen werden.

4.6.5. GRUNDLEGENDE VERÄNDERUNGEN IM VERGLEICH ZUM SOZIALHILFESYSTEM

Stichwort E-Card

Der in § 3 abs. 4 stMsG definierte schutz bei Krankheit, schwangerschaft und entbindung 
als Maßnahme im rahmen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wurde insbesondere 
durch einbeziehung dort bisher nicht erfasster leistungsbezieherInnen in die gesetzliche 
Krankenversicherung gewährleistet. Die BezieherInnen der Mindestsicherung einschließ-
lich der ihnen zugehörigen angehörigen haben somit einen uneingeschränkten zugang 
zur Gesundheitsversorgung erhalten und wurde dadurch die soziale sicherheit erhöht.

Stichwort Verfahrensrecht

vielfach galten der zugang zu den leistungen und das für die rechtsdurchsetzung zur  
verfügung stehende verfahrensrecht als wesentliche schwachstellen des sozialhilfe-
rechts. nunmehr können anträge auf leistungen der Mindestsicherung bei der Gemeinde, 
der Bezirksverwaltungsbehörde oder bei der landesregierung eingebracht werden.

Stichwort Weiterentwicklung der Sozialhilfe

Die vereinheitlichung der leistungen zum lebensunterhalt und zum Wohnbedarf bei 
gleichzeitig stärkerer Pauschalierung zählt zu den Kernstücken der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung. an die stelle der sozialhilferichtsätze, die im einzelfall auch unter- 
oder (praktisch freilich nur sehr selten) überschritten werden konnten, sind fixe Mindest-
standards getreten. Diese sollen außer bei mangelnder arbeitswilligkeit und unter Be-
rücksichtigung der anrechnungsregelungen nach den §§ 6 und 7 stMsG grundsätzlich in 
jedem Fall zur verfügung stehen.
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Stichwort Arbeitsmarkt

Mit dem stMsG kommt - im Gegensatz zur bisherigen Praxis in der sozialhilfe - deutlich zum 
ausdruck, dass mit der Mindestsicherung und der damit verbundenen Maßnahmen das ziel  
einer weitest möglichen (Wieder-)eingliederung in den arbeitsmarkt verfolgt wird. („ziel der ver-
stärkten Bekämpfung und vermeidung von armut und sozialer ausgrenzung“). Um dieses ziel zu 
erreichen, wurde mit dem arbeitsmarktservice eine verwaltungsvereinbarung abgeschlossen:

 » zusammenarbeit hinsichtlich gemeinsamer Maßnahmen und Projekte im arbeitsmarkt- 
bereich;

 » Information durch das arbeitsmarktservice (eine antragstellung ist nicht möglich);
 » Beurteilung der arbeitsfähigkeit (clearing)

 » GKK nach standards der Pva-Gesundheitsstraße
 » gegenseitige anerkennung der Gutachten;

 » steuerungsgremium.
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4.7. Tirol

4.7.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS AUF LANDESEBENE

 » vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung, lGBl. nr. 84/2010

 » tiroler Mindestsicherungsgesetz (tMsG), lGBl. nr. 99/2010
Die rechtliche Umsetzung der vorgaben der art. 15a B-vG vereinbarung erfolgte im 
tiroler Mindestsicherungsgesetz (tMsG), lGBl. nr. 99/2010, welches mit 1. Jänner 
2011, hinsichtlich der leistungen hilfe zum lebensunterhalt und Krankenhilfe mit 1. 
september 2010 in Kraft getreten ist. 

 » Mit 1. Dezember 2011, lGBl. nr. 110/2011, erfolgte eine novellierung des tMsG aufgrund 
der Änderungen im Fremdenrecht, die eine anpassung des persönlichen anwendungs-
bereiches erforderten. 

 » Für die Bemessung der Mindestsätze wurde im § 9 abs. 1 tiroler Mindestsicherungs-
gesetz ein ausgangsbetrag für das Kalenderjahr 2010 mit € 744,01 festgesetzt. Für 
jedes folgende Kalenderjahr setzt die landesregierung gemäß § 9 abs. 2 tiroler  
Mindestsicherungsgesetz unter Bedachtnahme auf die erhöhung des ausgleichszu-
lagenrichtsatzes des allgemeinen sozialversicherungsgesetzes (asvG) durch verordnung 
einen anpassungsfaktor fest. Dies ist zuletzt mit verordnung der landesregierung vom 
6. Dezember 2011, lGBl. nr. 137/2011, erfolgt.

4.7.2. LANDESSPEZIFISCHE BESONDERHEITEN/SOZIALPOLITISCHE SCHWERPUNKT-
SETZUNG

Persönlicher Anwendungsbereich (§ 3 TMSG)

In Umsetzung des art. 4 abs. 3 z 2 der art. 15a B-vG vereinbarung BMs sind in tirol  
Fremde, denen der status der subsidiär schutzberechtigten zuerkannt worden ist, Öster-
reichischen staatsbürgerInnen gleichgestellt und haben sohin denselben leistungsan-
spruch wie österreichische staatsbürgerInnen (§ 3 abs. 2 lit. f tMsG).

Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhaltes (§ 5 TMSG)

 » Die Festsetzung der für die Gewährung der hilfe zur sicherung des lebensunterhaltes 
pauschalierten, monatlichen Geldleistungen (Mindestsätze) erfolgt unter abzug des laut 
art. 15a B-vG vereinbarung BMs in den Mindeststandards beinhalteten Wohnkostenanteils 
von 25 vh, da die anfallenden Wohnkosten generell als separate leistung (hilfe zur siche-
rung des Wohnbedarfs) in tatsächlicher höhe gewährt werden (§ 5 abs. 2, 3 und 4 tMsG).
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 » Der Mindestsatz für Kinder, dh für Minderjährige für die ein anspruch auf Familienbei-
hilfe besteht, ist mit 24,75 vh des ausgangsbetrages (dzt. € 191,38) beträchtlich höher, 
als der in der art. 15a B-vG vereinbarung BMs entsprechend vorgeschlagene (nach alter 
abgestufte) Mindeststandard (§ 5 abs. 2 lit. c tMsG).

 » alleinstehende mündige Minderjährige mit anspruch auf Familienbeihilfe erhalten bis 
zum tag des tatsächlichen Bezuges der Familienbeihilfe den Mindestsatz für allein- 
stehende/alleinerzieherInnen (§ 5 abs. 4 tMsG).

 » DauerbezieherInnen, die länger als 3 Monate Grundleistungen der Mindestsicherung 
beziehen, erhalten vierteljährlich (März, Juni, september und Dezember) eine zusätz-
liche sonderzahlung im ausmaß von 9 vh des ausgangsbetrages (dzt. € 69,59) (§ 5 abs. 
5 tMsG).

Die Hilfe zur Sicherung des Wohnbedarfs (§ 6 TMSG)

 » Die Gewährung der leistung zur sicherung des Wohnbedarfs erfolgt im rahmen der  
hoheitsverwaltung (§ 6 ivm § 27 abs. 2 lit. a tMsG). 

 » Der Wohnbedarf umfasst den für die Gewährleistung einer bedarfsgerechten Wohn-
situation tatsächlich nachgewiesenen regelmäßig wiederkehrenden aufwand für Miete, 
Betriebskosten, heizkosten und abgaben. Die bedarfsgerechte Wohnsituation wird in 
Form einer haushaltsbezogenen Obergrenze der nutzfläche und einer preislichen Decke-
lung auf einen entsprechenden ortsüblichen Mietzins eingeschränkt (§ 6 abs. 2 tMsG).

 » Im Gegensatz zur art. 15a B-vG vereinbarung BMs ist der Bedarf an heizkosten im Wohn-
bedarf und nicht im Bedarf zum lebensunterhalt (Mindestsatz) enthalten.

Der Schutz bei Krankheit, Schwangerschaft und Entbindung (§ 7 TMSG) 

 » zusätzlich zur Möglichkeit der Übernahme der Beiträge zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung (Pflichtversicherung) besteht bei nichtvorliegen der voraussetzungen für eine 
einbeziehung in die gesetzliche Krankenversicherung, die Möglichkeit der Übernahme der 
Beiträge zur freiwilligen Krankenversicherung oder der Übernahme der für eine Kranken-
behandlung tatsächlich nachgewiesenen Kosten.

Zusatzleistungen (§ 14 TMSG)

Bei vorliegen eines besonderen härtefalles besteht die Möglichkeit der Gewährung einer 
zusatzleistung in Form 

 » einer finanziellen Unterstützung im ausmaß von max. € 115,99.- monatlich bzw. einmalig 
max. € 1.391,87, 

 » einer Übernahme der Kosten und abgaben für eine nicht bedarfsgerechte Wohnung, die 
die ortsüblichen Kosten und abgaben für eine Wohnung mit der entsprechenden haus-
haltsbezogenen höchstnutzfläche übersteigen;

 » einer Kostenübernahme für unabdingbare, einmalige aufwendungen im zusammen-
hang mit Wohnraumbeschaffung für die leistung einer Kaution und die errichtung von 
Bestandsverträgen sowie für die Grundausstattung mit Möbeln und hausrat.
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4.7.3. HERAUSFORDERUNG BEI DER UMSETZUNG DER ART. 15A B-VG VEREINBARUNG

Gänzliche gesetzliche Neuregelung

In tirol erfolgte die gesetzliche Umsetzung der art. 15a B-vG vereinbarung BMs im Wege 
 einer kompletten gesetzlichen neuregelung der vollzugsbereiche der offenen und auch 
der geschlossenen sozialhilfe. Das bis dahin in Geltung stehende tiroler Grundsicherungs- 
gesetz, lGBl. nr. 20/2006, wurde durch das neue tiroler Mindestsicherungsgesetz, lGBl. 
nr. 99/2010, ersetzt.

Insoweit bestand die legistische herausforderung in der Umsetzung und der Koordination 
der allgemeinen vorgaben der art. 15a B-vG vereinbarung BMs mit den weiteren gesetz-
lichen leistungen und Maßnahmen, vor allem im vollzugsbereich der hilfe zur Pflege (sta-
tionäre Pflege, mobile Pflege, Kurzzeitpflege und tagespflege).

Verschlechterungsverbot

aufgrund des bereits im tiroler Grundsicherungsgesetz bestehenden hohen leistungs- 
niveaus in der offenen sozialhilfe, etwa im Bereich der Unterkunftsleistung, des richt-
satzes für Kinder, der sonderzahlungen und der Freibetragsregelung, bestand auch eine 
gewisse herausforderung dem in der art. 15a B-vG vereinbarung BMs normierten ver-
schlechterungsverbot gerecht zu werden.

Rückwirkende Leistungsgewährung

Im vollzug des neuen tMsG bestand die große herausforderung in der gesetzlich 
 normierten abwicklung der rückwirkenden leistungsgewährung zum 1. september 2010 
und der damit notwendigen neuberechnung des ausmaßes der hilfe zur sicherung des 
lebensunterhaltes aller laufenden BezieherInnen.

4.7.4. ERFAHRUNGSWERTE SEIT EINFÜHRUNG DER BEDARFSORIENTIERTEN MINDEST-
SICHERUNG

einerseits kam es nicht nur zu Beginn sondern auch noch laufend im zweiten Jahr nach 
dem Inkrafttreten des tMsG zu einem enormen anstieg der antragszahlen, was großteils 
auf die neuen einbringungs- und Informationsstellen der regionalen Geschäftsstellen des 
arbeitsmarktservice zurückzuführen sein wird.

Mit der anzahl an anträgen stieg andererseits zwangsläufig auch die zahl der Mindest- 
sicherungsbezieherInnen, wobei vor allem die so genannten „aufstockerInnen“, Per- 
sonen deren eigenes arbeitseinkommen („working poor“) oder deren arbeitslosenunter-
stützung bzw. notstandshilfe oder Pensionsvorschuss nicht zur Bestreitung des notwen-
digen lebensunterhaltes ausreicht, einen Großteil der neuen BezieherInnen ausmacht.
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soweit dieser anstieg an antragszahlen zu einem beachtlichen erhöhten arbeitsaufwand 
bei den zuständigen Bezirksverwaltungsbehörden führte, kam es im vollzug der Mindest- 
sicherung grundsätzlich zu keinen großen veränderungen. Formal wurde im tiroler Mindest-
sicherungsgesetz die wesentliche systematik hinsichtlich der leistungsgewährung der 
Grundleistungen und der zusatzleistungen im vergleich zur alten gesetzlichen regelung nach 
dem tiroler Grundsicherungsgesetz beibehalten. Inhaltlich stellten sowohl der in der art 15a 
B-vG vereinbarung BMs vorherrschende subsidiaritätsgrundsatz vor allem in hinblick auf die 
strikte Beurteilung des einsatzes der arbeitskraft als auch die umfangreichen Freibetrags-
regelungen zum einkommen keine neuerungen dar.
erfahrungsgemäß führte indessen die im sinne des art. 13 abs. 1 der art 15a B-vG verein-
barung BMs umgesetzte regelung betreffend die einkommensanrechnung von im gemein-
samen haushalt lebenden unterhaltspflichtigen angehörigen bzw. des lebensgefährten 
oder der lebensgefährtin zur größten vollzugsänderung und erfordert diese regelung bei 
den hilfesuchenden zumeist einen gewissen erklärungsbedarf.

Die einrichtung der so genannten „Datendrehscheibe“ führte hinsichtlich des ermittlungs-
verfahrens wiederum zu einer gewissen erleichterung, da aufgrund des automations- 
unterstützen Datenaustausches vor allem mit dem hauptverband der österreichischen  
sozialversicherungsträger und den Geschäftsstellen des arbeitsmarktservice eine raschere 
Feststellung von ansprüchen und Überprüfung der angaben der hilfesuchenden Personen 
erfolgen kann.

4.7.5. GRUNDLEGENDE VERÄNDERUNGEN IM VERGLEICH ZUM SOZIALHILFESYSTEM

Gesetzliche Krankenversicherung (§ 7 Abs. 1 lit. a TMSG)

Die obligate einbeziehung der MindestsicherungsbezieherInnen in die gesetzliche Kranken- 
versorgung, für die Dauer des Bezuges von Grundleistungen der Mindestsicherung.

Ausdrückliche Miteinrechnung des/der Lebensgefährten/in (§ 18 Abs. 2 TMSG)

Bei der Bestimmung des ausmaßes der Mindestsicherung erfolgt die anrechnung des 
einkommens von lebensgefährtInnen in der Form, dass das einkommen der mit der hilfe-
suchenden Person in lebensgemeinschaft lebenden Person, soweit dieses deren Mindest-
satz zuzüglich des auf sie entfallenden Wohnkostenanteiles übersteigt. von diesem ein-
kommen sind allfällige Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Dritten in abzug zu bringen.

Vermögensfreibetrag (§ 15 Abs. 5 lit. e und Abs. 6 TMSG)

einerseits wird ein vermögensfreibetrag in der offenen Mindestsicherung in der Form 
normiert, dass ersparnisse bis zu einem Betrag des Fünffachen des ausgangsbetrages 
(dzt. €°3.866,30) von der verpflichtung zur verwertung von vermögen grundsätzlich aus- 
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genommen sind. andererseits ist auch bewegliches vermögen bis zur höhe dieses Frei-
betrages in den ersten 6 Monaten von der verpflichtung zur verwertung ausgenommen.

Verwertung von unbeweglichem Vermögen (§ 15 Abs. 7 TMSG)

von der verwertung von unbeweglichem vermögen ist in den ersten 6 Monaten des leist-
ungsbezuges abzusehen. erst nach 6 Monaten kann eine grundbücherliche sicherstellung 
der ersatzforderung vorgenommen werden. 

Eingeschränkte Kostensersatzpflicht von MindestsicherungsbezieherInnen (§ 22 Abs. 1 
lit. a TMSG)

Keine Kostenersatzpflicht für (ehemalige) MindestsicherungsbezieherInnen hinsichtlich 
eines vermögens, das aus eigener erwerbstätigkeit erwirtschaftet wurde (§ 22 abs. 1 lit. a 
tMsG).

Eingeschränkte Kostenersatzpflicht Dritter (§ 23 Abs. 3 lit. b TMSG)

eltern von (früheren) MindestsicherungsbezieherInnen sind hinsichtlich jener leistungen, 
welche nach dem erreichen der volljährigkeit bezogen wurden, von der Kostenersatzpflicht 
ausgenommen.

Einbringungsstelle AMS-Geschäftsstelle (§ 29 Abs. 2 TMSG)

Die zusätzliche Möglichkeit der antragseinbringung bei den regionalen Geschäftsstellen 
des arbeitsmarktservice.

Verkürzung der Entscheidungspflicht (§ 30 Abs. 1 TMSG)

Die erstinstanzliche entscheidungsfrist der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörden be-
trägt nur noch 3 Monate.

Datenaustausch, Datenverwendung (§ 35 Abs. 2 TMSG)

Umfassender, automationsunterstützter Datenaustausch zwischen den für die Ge- 
währung von leistungen der Mindestsicherung zuständigen Organen und dem sozial- 
versicherungsträger, dem hauptverband der österreichischen  sozialversicherungsträger, 
dem träger der dienstrechtlichen Kranken- und Unfallfürsorgeeinrichtungen, den Ge-
schäftsstellen des arbeitsmarktservice, den Finanzbehörden und den Fremdenbe- 
hörden.
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Verwaltungsübereinkommen zwischen AMS und Land Tirol

Durch das im sinne des art. 17 abs. 3 der art 15a B-vG vereinbarung BMs gesch lossene 
verwaltungsübereinkommen zwischen dem arbeitsmarktservice tirol und dem land  
tirol besteht nunmehr eine einvernehmliche regelung hinsichtlich der Beurteilung der 
arbeitsfähigkeit und der Kostentragung für die Gutachtenerstellung und erfolgt ins- 
besondere eine gegenseitige anerkennung der Gutachten für die Dauer von zumindest 
6 Monaten.
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4.8. Vorarlberg

4.8.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS AUF LANDESEBENE

 » vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung, lGBl. nr. 62/2010

 » In vorarlberg wird diese Materie statt mit „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“ mit 
„Mindestsicherung“ bezeichnet und sind die rechtsgrundlagen dazu folgende:

Mindestsicherungsgesetz - MsG, lGBl. nr. 64/2010 in der Fassung lGBl. nr. 34/2012

 » Mindestsicherungsverordnung - Msv, lGBl. nr. 71/2010 in der Fassung lGBl. nr. 69/2011

4.8.2. LANDESSPEZIFISCHE BESONDERHEITEN/SOZIALPOLITISCHE SCHWERPUNKT-
SETZUNGEN

 » Deckung des angemessenen Wohnbedarfs (Miete, allgemeine Betriebskosten und ab-
gaben) in der tatsächlichen höhe (§ 7 abs. 1 Msv)

 » höherer Mindestsicherungssatz für Kinder. Der in der art. 15a B-vG über eine bundes-
weite Bedarfsorientierte Mindestsicherung vorgesehene Mindestsicherungssatz für  
Kinder mit anspruch auf Familienbeihilfe und die mit zumindest einer volljährigen Person 
im gemeinsamen haushalt leben, ist in vorarlberg deutlich höher und liegt dieser satz 
derzeit bei € 168,94 je Kind monatlich. 

4.8.3. HERAUSFORDERUNGEN BEI DER UMSETZUNG DER ART. 15A B-VG VEREINBARUNG

Die Umstellung von der sozialhilfe auf die Mindestsicherung hatte innerhalb eines zeit-
raumes von drei Monaten zu erfolgen. Die dafür erforderlichen vorarbeiten sowohl auf 
legistischer und eDv-technischer seite als auch auf seiten der verwaltung (insbesondere 
schulungen) hatten unter einem großen zeitdruck zu erfolgen. eine besondere heraus-
forderung bei der Umsetzung war die Beachtung des verschlechterungsverbotes.

4.8.4. ERFAHRUNGSWERTE SEIT EINFÜHRUNG DER BEDARFSORIENTIERTEN MINDEST-
SICHERUNG

Im alltäglichen vollzug gibt es keine grundsätzlichen Probleme. Mit dem aMs gibt es 
nun intensivere Beziehungen und findet sowohl auf regionaler als auch auf landesweiter  
ebene ein regelmäßiger erfahrungsaustausch statt. 

4.8.5. GRUNDLEGENDE VERÄNDERUNGEN IM VERGLEICH ZUM SOZIALHILFESYSTEM

 » Krankenversicherung als annexleistung für alle, die zum lebensunterhalt und/oder 
Wohnbedarf unterstützt werden als wesentlichste verbesserung gegenüber der  bisherigen 
sozialhilfe
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 » höherer Mindestsicherungssatz für alleinerziehende Personen
 » Die heizkosten sind nun nicht mehr im Wohnbedarf, sondern im Mindestsicherungssatz 

zur sicherung des ausreichenden lebensunterhalts enthalten, was jedoch sowohl bei 
den hilfsbedürftigen Personen als auch im vollzug gewisse Probleme bereitet.

 » Die Kontakte zwischen den Bezirkshauptmannschaften und den regionalen Geschäfts-
stellen des aMs wurden auf Grundlage eines zwischen dem land vorarlberg und dem 
aMs abgeschlossenen verwaltungsübereinkommens deutlich intensiviert und verbessert 
und führte dies letztlich auch dazu, dass wesentlich mehr hilfsbedürftige Personen als 
bisher wieder in den arbeitsmarkt eingegliedert werden konnten. In diesem zusammen-
hang hat es sich für die hilfsbedürftige Person auch als positiv erwiesen, dass sie den 
antrag auf Gewährung von Mindestsicherung auch beim aMs abgeben kann, von wo er 
dann an die zuständige Bezirkshauptmannschaft weitergeleitet wird und dass sie bei 
arbeitsfähigkeit nach einer entsprechenden Meldung durch die Bezirkshauptmannschaft 
vom aMs mitbetreut wird.
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4.9. Wien

4.9.1. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER BMS AUF LANDESEBENE

 » vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß art. 15a B-vG über eine 
bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung, lGBl. nr. 61/2010

 » Gesetz zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Wien (Wiener Mindestsiche-
rungsgesetz, lGBl. nr. 38/2010 (stf.)

 » verordnung der Wiener landesregierung zum Gesetz zur Bedarfsorientierten Mindest-
sicherung in Wien (WMG-vO), lGBl. nr. 39/2010

Mit 1. september 2010 - und damit zum frühest möglichen zeitraum - ist das Wiener Mindest-
sicherungsgesetz (WMG) in Kraft getreten und hat im Bereich der „offenen sozialhilfe“ das 
Wiener sozialhilfegesetz ersetzt. In Wien ist die Magistratsabteilung 40, soziales, sozial- 
und Gesundheitsrecht (Ma 40) für die abwicklung der Mindestsicherung zuständig. In zehn 
und seit april 2012 in zwölf sozialzentren werden die anträge auf die Bedarfsorientierte  
Mindestsicherung (BMs) bearbeitet.

Die vorbereitungen zur Umstellung auf die BMs liefen seit Februar 2009. In etwas mehr als 
einem Jahr wurden die Grundlagen für die Umsetzung in einem Projekt erarbeitet. neben 
legistischen Fragen mussten auch die organisatorischen rahmenbedingungen geklärt 
werden. Dazu zählten die künftige zusammenarbeit mit dem arbeitsmarktservice Wien 
(„One-stop-shop“) und mit der Wiener Gebietskrankenkasse (einbeziehung von Mindest-
sicherungsbezieherInnen in die gesetzliche Krankenversicherung) sowie die abstimmung 
mit der Magistratsabteilung 50 (Wohnbeihilfe). Im Projekt wurden auch die Kosten der 
BMs in Wien sowie der Personalbedarf eingeschätzt.

4.9.2. SCHWERPUNKT ARBEITSINTEGRATION VON MINDESTSICHERUNGSBEZIEHERINNEN

Bereits in den verhandlungen zur BMs waren die stärkere erwerbsorientierung der  
Mindestsicherung sowie der ausbau entsprechender Förderinstrumente zur reintegration 
von MindestsicherungsbezieherInnen ein wichtiges anliegen. sozialhilfebezieherInnen 
ohne anspruch auf eine leistung des arbeitsmarktservice waren von Fördermaßnahmen 
des aMs größtenteils ausgeschlossen.

Bereits vor einführung der BMs konnte im september 2009 in zusammenarbeit mit dem 
Wiener arbeitsmarktservice (aMs) und dem Wiener arbeitnehmerInnenförderungsfonds 
(waff) ein Pilotprojekt für arbeitsfähige sozialhilfebezieherInnen, wohnhaft in den Bezirken 
Floridsdorf und Donaustadt und ohne anspruch auf eine aMs-leistung, ins leben gerufen 
werden. Das gemeinsam entwickelte Konzept für die neue Beratungs- und Betreuungs-
einrichtung step2Job basiert auf dem case Management-ansatz. Mindestsicherungsbe-
zieherInnen erhalten nach einem umfassenden assessment gezielt die Unterstützung, die 
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sie auf den Weg zurück ins erwerbsleben benötigen. Das angebot von step2Job umfasst 
sozial- und schuldnerberatung, psychologische Beratung, vermittlungsunterstützung auf 
den ersten oder zweiten arbeitsmarkt (z.B. in die ebenfalls durch die stadt Wien und das 
aMs Wien finanzierten Beschäftigungsprojekte) sowie die Begleitung und Unterstützung 
der Betroffenen. am Pilotprojekt nahmen 802 Personen teil, davon 53% Frauen.

laut dem endbericht der Begleitevaluierung11 wurde das vermittlungsziel des Projektes 
- 30% der teilnehmerInnen mindestens 92 tage in vollversicherungspflichtige Beschäf-
tigung auf den ersten oder zweiten arbeitsmarkt zu vermitteln - annähernd erreicht. ein 
Jahr nach Beratungseintritt waren rund 26% der teilnehmerInnen in Beschäftigung. Mit 
rund 44% der teilnehmerInnen mit zumindest einem Beschäftigungstag gelang fast der 
hälfte ein zumindest kurzfristiger Berufswiedereinstieg. angesichts der zielgruppe, die 
über große vermittlungsdefizite und arbeitsmarktferne verfügt (z.B. über 60% der teil-
nehmerInnen sind ohne vorangeschaltete Qualifizierungsmaßnahme nicht zu vermitteln), 
war das ergebnis äußerst zufriedenstellend, sodass mit einführung der BMs das Projekt 
auf alle Bezirke Wiens ausgeweitet wurde (mehr als 7.000 Plätze). 

Die Ma 24 hat in Kooperation mit dem aMs zum stichtag 31.12.2011 eine evaluation der 
nachhaltigkeit des Pilotprojektes vorgenommen. zu diesem zeitpunkt sind bereits 28 Mo-
nate seit Projektstart vergangen bzw. war das Projekt bereits seit sieben Monaten beendet.

 » 243 der ProjektteilnehmerInnen sind zum 31. Dezember 2011 nicht mehr im Bezug einer 
Mindestsicherung. rund 66% davon beziehen bereits mindestens ein Jahr, die restlichen 
34% zumindest sieben Monate keine Mindestsicherung mehr.

 » 43% davon (104 Personen) weisen eine Beschäftigung, 16% (38 Personen) arbeitslosen-
geldbezug auf. 

 » zusätzlich hat sich die anzahl jener Personen in der BMs, die über ein erwerbseinkommen 
verfügen, um 39 Personen erhöht. Diese veränderung ist auch bei den leistungsarten in 
der BMs erkennbar. so hat sich die anzahl der BezieherInnen einer ergänzungsleistung 
von 46% bei eintritt ins Projekt auf 58% bei Bezugsende bzw. zum 31. Dezember 2011 
erhöht und die zahl der vollbezieherInnen von 53% auf 41% reduziert.

somit weisen rund 18% der teilnehmerInnen (143 Personen) eine nachhaltige Integration 
in den arbeitsmarkt auf. Der Großteil davon ist nicht mehr auf die BMs angewiesen. auch 
jene 38 Personen, die zum 31. Dezember 2011 arbeitslos waren, weisen einen längeren 
Kontakt zum arbeitsmarkt auf, da sie in der zwischenzeit einen anspruch auf arbeits- 
losengeld erworben haben. Damit erhöht sich die erfolgsquote auf ca. 23%. Dieses er-
gebnis ist umso überraschender, da rund 60%12 der teilnehmerInnen bereits drei Jahre 
und mehr sozialhilfe bezogen haben.

Pilotphase und die erste Förderperiode wurden aus Mitteln des esF und des aMs finanziert, 
die zweite Förderperiode (ab 1. Juli 2012) wird ausschließlich durch das aMs finanziert.

11) hausegger, trude et. al: Begleitende evaluationsstudie des Wiener Pilotprojektes step2Job, Jänner 2012. 
12) Die 60% beziehen sich auf die aus der Mindestsicherung ausgeschiedenen Personen.
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4.9.3. EINBEZIEHUNG IN DIE GESETZLICHE KRANKENVERSICHERUNG

auch die zusammenarbeit mit der Wiener Gebietskrankenkasse funktioniert äußerst  
erfolgreich. Das land Wien hat sich für die abwicklung der versicherungsan- und -ab- 
meldung über eine Datenschnittstelle entschieden. trotz der erst sehr späten Klärung 
wichtiger Details über die künftigen Beiträge ist die Umstellung in Wien reibungslos ver-
laufen. Mit 1. september 2012 waren alle BezieherInnen einer Mindestsicherung ohne 
versicherungsschutz versichert. neben dem Projekt step2Job ist die einbeziehung der  
MindestsicherungsbezieherInnen in die gesetzliche Krankenversicherung eine wesent-
liche verbesserung zur sozialhilfe.

4.9.4. ANTRAGSABGABE BEIM AMS

Weniger erfolgreich verlief der so genannte „One-stop-shop“. Die anträge auf Mindest-
sicherung können nun direkt beim aMs abgegeben werden. Das aMs leitet die entgegen-
genommenen anträge ungeprüft an die Ma 40 weiter. Die Bearbeitung und anweisung 
der BMs erfolgt dann in den sozialzentren. Die stadt Wien hat trotz großer Bedenken den 
„One-stop-shop“ entsprechend der 15a-vereinbarung über die einführung einer bundes-
weiten Bedarfsorientierten Mindestsicherung umgesetzt. seitdem ist die anzahl der an-
träge in Wien stark gestiegen. aufgrund fehlender Beratung beim aMs – dieses ist nur 
verpflichtet eine Grundinformationen zur BMs zu geben und die anträge ungeprüft weiter-
zugeben – muss ein nicht unerheblicher teil der anträge mangels anspruch abgewiesen 
werden. teilweise fehlen auch zur entscheidungsfindung wichtige Unterlagen, sodass 
aufwändige nachbesserungsaufträge erteilt werden müssen. Diese vorgehensweise er-
höht den verwaltungsaufwand wesentlich und hat unter anderem zu einem zusätzlichen 
Dienstpostenbedarf geführt.

4.9.5. RECHTLICHE VERÄNDERUNGEN

Die rechtlichen veränderungen in Wien waren überschaubar, da viele der neuen Be- 
stimmungen bereits Bestandteil des bisherigen vollzuges waren (z.B. die sechsmonatige 
Behaltemöglichkeit von vermögen, einkommensfreibetrag). Die bisherigen sozialhilfe-
bezieherInnen profitierten vor allem von den höheren Mindeststandards in der BMs so-
wie dem neuen vermögensfreibetrag. Die teilweise abschaffung des regresses hatte für 
 Wiener MindestsicherungsbezieherInnen (fast) keine auswirkungen.
In folgenden Punkten unterscheidet sich die Wiener Mindestsicherung von den bundes-
weiten „Mindeststandards“:

 » auf Dauer arbeitsunfähige Personen und BezieherInnen, die das regelpensionsalter 
erreicht haben, erhalten in Wien nicht nur eine höhere leistung (durch einen geringeren 
Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfs), sondern auch noch zwei sonderzahlungen 
in höhe des Mindeststandards.
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 » MindestsicherungsbezieherInnen erhalten neben dem Grundbetrag zur Deckung des Wohn-
bedarfs, der an alle BezieherInnen ausgezahlt wird, und einer allfälligen Wohnbeihilfe noch 
eine zusätzliche Mietbeihilfe; auch ausgleichszulagenbezieherInnen und BezieherInnen 
einer geringen Pension können eine Mietbeihilfe aus der Mindestsicherung beantragen.

 » Der Mindeststandard für minderjährige Kinder wurde per 1. März 2011 auf über € 200 an-
gehoben und beträgt 2012 € 208,78. In keinem Bundesland werden Kinder so großzügig 
unterstützt. auf eine staffelung des Mindeststandards für Kinder wurde verzichtet.

 » In Wien ist die hilfe in besonderen lebenslagen (hibl) ebenfalls im WMG verankert. Die 
hibl ist eine einmalleistung, auf die es keinen rechtsanspruch gibt. Personen mit geringen 
einkommen (und dazu zählen auch MindestsicherungsbezieherInnen) können im Bedarfs-
fall diese individuelle Förderung beantragen (z.B. Übernahme von Mietzinsrückständen).

Geringe Unterschiede gibt es noch beim einkommensfreibetrag (Pauschalbeträge), bei 
den Mindeststandards für die im haushalt lebenden volljährigen Kinder mit anspruch auf 
Familienbeihilfe bzw. bis zum vollendeten 21. lebensjahr, die über kein oder nur ein ein-
kommen bis zur Geringfügigkeit verfügen. Diese erhalten in Wien aktuell € 386,63 (50% 
des Mindeststandards). letztere Bestimmung ist auf die Änderungen bei der Familien- 
beihilfe zurückzuführen. Die erhöhung der Mindeststandards und die erforderlichen  
Änderungen im WMG aufgrund der novelle des Familienlastenausgleichsgesetzes er- 
folgten im März 2011.

4.9.6. FALLZAHLENTWICKLUNG UND ERSTE ANALYSEN

Im Jahr 2011 bezogen in Wien 75.160 Bedarfsgemeinschaften (inkl. hilfe in besonderen  
lebenslagen) eine leistung der BMs. Der Großteil (72%) erhielt eine ergänzungsleistung 
auf ein anderes einkommen (sehr oft leistungen des arbeitsmarktservice, Unterhalts-
leistungen, Kinderbetreuungsgeld oder erwerbseinkommen). Die trends der vergangenen 
Jahre setzen sich auch in der Mindestsicherung fort. vor allem die ergänzungsbezieher-
Innen sind angestiegen. 2011 gab es auch dank der reintegrationsmaßnahmen erstmals 
wieder einen rückgang der vollbezieherInnen. Die anhebung der Mindeststandards für 
die minderjährigen Kinder hat auch zu einem anstieg der Fallzahlen bei den unterstützten 
Kindern in der Mindestsicherung geführt. 

Wien weist eine sozialhilfedichte von 7,5% auf. Der anstieg der Bedarfsgemeinschaften 
von 2010 auf 2011 betrug rund 16,2%. Bedingt war dieser anstieg durch die erschließung 
neuer BezieherInnen aufgrund der höheren Mindeststandards. außerdem haben die  
größere Publizität der Mindestsicherung und der Wegfall einiger antragshürden sowie die 
antragstellung beim aMs zu einem abbau der non-take-up-rate geführt. Für 2012 wird mit 
einem weiteren, aber gedämpften anstieg gerechnet.

4.9.7. ERSTES RESÜMEE

Die BMs hat zu einigen verbesserungen für die Betroffenen geführt. höhere Mindeststand-
ards, die einbeziehung in die gesetzliche Krankenversicherung sowie die arbeitsmarkt-
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politischen Maßnahmen für MindestsicherungsbezieherInnen sind besonders hervor- 
zuheben. als kritisch zu betrachten sind der „One-stop-shop“ sowie der trend steigen-
der Fallzahlen. Dieser anstieg ist auf geänderte rahmenbedingungen am arbeitsmarkt, 
Fehlentwicklungen in anderen Politikbereichen (z.B. Bildung) und ein teilweise brüchig-
er werdendes bzw. unzureichendes erstes soziales sicherungsnetz zurückzuführen (z.B. 
geringe leistungshöhen in der arbeitslosenversicherung). Die erfolge in der arbeitsinte-
gration sollen daher nicht darüber hinwegtäuschen, dass die BMs für eine ständig steig-
ende anzahl von BezieherInnen zum dauernden einkommensersatz wird. Die Ursachen 
liegen aber nicht in der ausgestaltung des zweiten sozialen sicherungsnetzes, sondern an 
gesellschaftlichen Fehlentwicklungen und strukturellen Defiziten. ein erster schritt wäre 
jedenfalls mit der einführung der Mindestsicherung im arbeitslosenversicherungsrecht 
getan. Dies würde nicht nur die momentanen Probleme mit dem „One-stop-shop“ lösen, 
sondern auch Doppelgleisigkeiten beseitigen und den verwaltungsaufwand sowie die 
zahl der anlaufstellen für die Betroffenen reduzieren. Die anhebung des niveaus im  ersten 
sozialen netz, insbesondere der aMs-leistungen, war auch Gegenstand von verhand- 
lungen in der letzten landessozialreferentInnenkonferenz (lsrK) und eine der  Forderungen 
der länder (Beschluss der lsrK vom 14. Juni 2012).
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5. KAPITEL KRANKENVERSICHERUNG

5.1. Ausgangslage

Im rahmen der sozialhilfe wurde leistungsbezieherInnen, die nicht krankenversichert  
waren, im Falle einer erkrankung hilfe bei Krankheit gewährt. Darüber hinaus gab es in 
jedem Bundesland leistungen bei schwangerschaft und entbindung. Die Krankenhilfe 
umfasste die heil- und zahnbehandlung, die Behandlung und Pflege in Krankenanstalten, 
die versorgung mit heilmitteln, heilbehelfen, Körperersatzstücken und zahnersätzen oder 
den Krankentransport.

hilfe bei Krankheit konnte aber auch in Form der Übernahme der Beiträge für eine  freiwillige 
selbstversicherung in der Krankenversicherung erbracht werden. 

2010 gaben die länder rd. 139 Mio. €13 für die Krankenhilfe aus. Damit entfielen unge-
fähr 22,7% des Gesamtaufwandes der sozialhilfe auf diesen Bereich; im Jahr 2009 waren 
es noch rd. 25%. Der rückgang der ausgaben von 2009 auf 2010 könnte unter anderem 
auf die bereits ab 1. september 2010 geschaffene gesetzliche Krankenversicherung für  
MindestsicherungsempfängerInnen zurückzuführen sein, die den ländern finanzielle vor-
teile gegenüber dem alten system der Krankenhilfe brachte.

Die Forderung, sozialhilfebezieherInnen den zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung 
zu eröffnen und mit einer e-card auszustatten, wurde von den ländern wie auch von den 
armutsnetzwerken seit längerer zeit erhoben. Im regierungsprogramm für die XXII Gesetz-
gebungsperiode fand sich - quasi als Beitrag des Bundes zur einführung der BMs - die 
schaffung einer entsprechenden gesetzlichen Basis wieder. Diese absichtserklärung wur-
de in weiterer Folge in art. 8 der vereinbarung als verpflichtung des Bundes verankert.

Mit dem Inkrafttreten der Pflichtversicherung für MindestsicherungsempfängerInnen 
wurde der so genannte „sozialhilfekrankenschein“, mit dem die Betroffenen früher den 
niedergelassenen Bereich aufsuchen konnten und der von vielen als stigmatisierend em-
pfunden wurde, durch die e-card ersetzt. Mit dieser Maßnahme soll der uneingeschränkte 
zugang zur Gesundheitsversorgung für diese Personengruppe sichergestellt werden. 

Die schließung dieser lücke in der Krankenversicherung für den gegenständlichen Personen- 
kreis wird einhellig als der sozialpolitische Fortschritt der Mindestsicherung betrachtet.

5.2. Rechtliche Grundlage 

Die konkrete einbeziehung der BezieherInnen einer leistung der Bedarfsorientierten Min-
destsicherung nach den sozialhilfe- oder Mindestsicherungsgesetzen der länder, die 
13) In diesem Betrag sind etwa auch Kosten für die Unterbringung in psychiatrischen Krankenanstalten oder Behandlungskosten für 
nicht-sozialhilfeempfängerInnen enthalten. aus diesem Grund ist die summe weder mit den dargestellten aufwand für die Kranken-
hilfe der länder in der BMs-statistik 2011 noch mit dem leistungsaufwand der Krankenversicherung für die versicherten BMs-emp-
fängerInnen vergleichbar. 
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nicht bereits aufgrund anderer gesetzlicher Bestimmungen von einer Pflichtversicherung 
erfasst sind (z.B. wegen eines Bezuges von notstandshilfe oder Kinderbetreuungsgeld), 
in die gesetzliche Krankenversicherung erfolgte durch eine Änderung der verordnung 
des Bundesministers für Gesundheit nach § 9 asvG. ausgenommen davon sind jene Per- 
sonen, die sich nach § 19a asvG für eine selbstversicherung in der Kranken- und Pen- 
sionsversicherung entscheiden. Diesen steht es jedoch jederzeit frei, ihre selbstver- 
sicherung zu beenden, um in die Pflichtversicherung einbezogen zu werden. anspruchsbe-
rechtigte angehörige von Personen, die aufgrund einer anderen gesetzlichen Bestimmung 
der Pflichtversicherung unterliegen (etwa der ehegatte einer notstandshilfebezieherin), 
werden nicht separat einbezogen.

5.3. Die neuen Landesregelungen

In den neuen Mindestsicherungsgesetzen der länder ist die hilfe bei Krankheit nunmehr 
in der Form geregelt, als die leistung bei Krankheit, schwangerschaft und entbindung 
durch Übernahme der Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung nach § 9 asvG  
sicherzustellen ist. auf diese leistung besteht in jedem land ein rechtsanspruch.

s. dazu:
§ 10 Bgld. MsG, § 14 K-MsG, § § 12 nÖ MsG, § 17 Oö. BMsG, § 12 salzburger MsG, § 11 
stMsG, § 7 tMsG, § 5 vorarlberger MsG, § 20 WMG 

5.4. Sonstige Vergünstigungen 

Der Krankenversicherungsschutz beinhaltet die gleichen vergünstigungen wie für aus-
gleichszulagenbezieherInnen. es besteht also nicht nur anspruch auf sachleistungen ins-
besondere im rahmen der Krankenbehandlung, anstaltspflege, zahnbehandlung oder bei 
Mutterschaft, sondern auch etwa die Befreiung von der rezeptgebühr, vom serviceentgelt 
für die e-card, von zuzahlungen bei Maßnahmen der rehabilitation und Maßnahmen zur 
Festigung der Gesundheit und Gesundheitsvorsorge. Wo allerdings auch für ausgleichszu-
lagenempfängerInnen selbstbehalte (z.B. für heilbehelfe und hilfsmittel wie  zahnspangen 
oder Brillen) bestehen, kommen diese auch für BezieherInnen einer leistung der Bedarfs-
orientierten Mindestsicherung zur anwendung.

5.5. Aufwandersatz 

Übersteigen in einem Geschäftsjahr die gesamten leistungsaufwendungen der Kranken-
versicherungsträger für die in die Krankenversicherung einbezogenen BezieherInnen von 
leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung und ihre anspruchsberechtigten an-
gehörigen die von den ländern für die Personen zu entrichtenden Beiträge, so leistet der 
Bund den Unterschiedsbetrag im Wege des hauptverbandes der österreichischen sozial-
versicherungsträger an die jeweiligen Gebietskrankenkassen. Dieser aufwandersatz betrug 
für das Jahr 2010 5,9 Mio. € und für das Jahr 2011 24 Mio. €.
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5.6. Krankenversicherungsbeiträge 2010-2012 

Tabelle: Krankenversicherungsbeiträge nach Unterstütztenstatus, Beträge in €
2010 2011 2012

Alleinstehende 83,23 84,23 86,51
Alleinerziehende 83,23 84,23 86,51
Paar 124,80 126,29 129,70
Kind 12,84 13,00 13,35
Quelle: hauptverband der österreichischen sozialversicherungsträger

Die Beiträge, die die länder gemäß art. 8 der vereinbarung für die von ihnen zur Kranken- 
versicherung angemeldeten leistungesempfängerInnen entrichten, entsprechen der 
höhe, wie sie von und für ausgleichszulagenempfängerInnen vorgesehen ist.

KV-Beitragseinnahmen Mindestsicherung 2010-2012 in Mio. €
2010 2011 201214

5,95 24,23 28,00
Quelle: BMG

5.7. Daten und Merkmale der gem. § 9 ASVG krankenversicherten Mindestsiche-
rungsempfängerInnen

Im Jahresdurchschnitt 2011 waren 32.628 MindestsicherungsempfängerInnen auf Grund-
lage der verordnung gem. § 9 asvG in die gesetzliche Krankenversicherung einbezogen. 
von den anspruchsberechtigten Personen sind - relativ konstant - 70% Beitragsleistende 
und 30% angehörige. 

Diagramm: Aufteilung der Anspruchsberechtigten nach Ländern im Jahresdurchschnitt 2011

17.945   

3.731   
461   

1.987   

2.380   

1.116   1.450   
1.848   

1.710   Gkk Wien

Gkk Niederösterreich

Gkk Burgenland

Gkk Oberösterreich

Gkk Steiermark

Gkk Kärnten

Gkk Salzburg

Gkk Tirol

Gkk Vorarlberg

Quelle: hauptverband der österreichischen sozialversicherungsträger

14)  Prognose 2012
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Diagramm: Verteilung der Anspruchsberechtigten in Beitragsleistende und Angehörige 
im Jahresdurchschnitt 2011

-
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942   1.095   1.252   920   

4.858   

1.250   

131   

612   758   

174   355   596   790   

Angehörige

Beitragsleistende

Quelle: hauptverband der österreichischen sozialversicherungsträger

eine auswertung des Berichtsmonats Dezember 2011 ergibt hinsichtlich der Geschlechter-
verteilung und der altersschichtung folgenden Befund:

von den 35.449 anspruchsberechtigten waren 17.258 Personen männlich (49%) und 
18.191 Personen weiblich (51%). 29% (10.387 Personen) aller anspruchsberechtigten 
waren der altersgruppe 0-19 Jahre zuzuordnen, 10% waren 5 Jahre und jünger. Bei den 
angehörigen entfielen auf die alterskategorie 0-19 Jahre sogar 90% (9.571 Personen). 
Daraus ergibt sich, dass der überwiegende anteil der angehörigen Kinder und Jugend-
liche sind. 

Die Dominanz der Kinder und Jugendlichen am anteil der angehörigen lässt darauf 
schließen, dass es sich bei den hinter den anspruchsberechtigten liegenden Bedarfs-
gemeinschaften vorwiegend um alleinunterstütze oder alleinerziehende handeln muss. 
Konstellationen, bei denen beide erwachsene einer Paargemeinschaft über keine  
Krankenversicherung verfügen, dürften in der Mindestsicherung eine eher unterge- 
ordnete rolle spielen.
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Tabelle: Anspruchsberechtigte 12/2011 nach Merkmalen

Alter in 
Jahren

Anspruchsberechtigte
davon

Beitragsleistende Angehörige
M+F Männer Frauen M+F Männer Frauen M+F Männer Frauen

insge-
samt

35.449 17.258 18.191 24.872 11.963 12.909 10.577 5.295 5.282

0-19 10.387 5.260 5.127 816 372 444 9.571 4.888 4.683
20-24 2.815 1.353 1.462 2.613 1.251 1.362 202 102 100
25-29 2.589 1.180 1.409 2.492 1.140 1.352 97 40 57
30-34 2.228 1.005 1.223 2.124 964 1.160 104 41 63
35-39 2.010 913 1.097 1.881 865 1.016 129 48 81
40-44 2.237 1.047 1.190 2.128 1.007 1.121 109 40 69
45-49 2.525 1.267 1.258 2.427 1.231 1.196 98 36 62
50-54 2.604 1.359 1.245 2.537 1.338 1.199 67 21 46
55-59 2.483 1.306 1.177 2.417 1.282 1.135 66 24 42
60-64 2.107 1.253 854 2.070 1.239 831 37 14 23
65-69 1.215 619 596 1.174 600 574 41 19 22
70-74 905 328 577 882 322 560 23 6 17
75-79 584 187 397 570 183 387 14 4 10
80-84 399 115 284 389 109 280 10 6 4
85-89 247 49 198 240 45 195 7 4 3
90+ 114 17 97 112 15 97 2 2 -

Quelle: hauptverband der Österreichischen sozialversicherungsträger

Mit stand ende september 2012 waren 38.229 MindestsicherungsempfängerInnen von 
den ländern zur Pflichtversicherung in der Krankenversicherung angemeldet.

Tabelle: Entwicklung der Anspruchsberechtigten seit 09/2010
Entwicklung der Zahl der Anspruchsberechtigten von 09/2010 bis 09/2012
Jänner Feber März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.

2010 - - - - - - - - 19.927 22.805 23.478 25.147

2011 27.032 27.239 29.913 31.992 32.602 33.157 34.184 34.827 35.070 35.292 34.782 35.449

2012 35.942 36.246 36.874 37.473 37.046 37.476 37.842 38.501 38.229

 Quelle: BMG  

5.8. Welche Leistungen werden in Anspruch genommen?

Im Berichtsjahr 2011 verursachten die einbezogenen MindestsicherungsempfängerInnen 
in der Krankenversicherung einen leistungsaufwand von rd. 51,66 Mio. €. 



5. KaPItel KranKenversIcherUnG

65

zum überwiegenden teil - nämlich 42,57% - geht der leistungsaufwand auf die Inanspruchnahme 
von heilmitteln (arzneien) zurück, gefolgt von ärztlicher hilfe und gleichgestellte leistungen (rd. 
24%) sowie der Inanspruchnahme von zahnbehandlungen und zahnersätzen (rd. 6%). auf Fahrtspe-
sen und transportkosten entfielen 3,26% des leistungsaufwandes. 

Mehr als die hälfte des leistungsaufwandes (59%) ist der WGKK zuzuordnen und korrespondiert da-
mit auch mit dem anteil der vom land zur Krankenversicherung angemeldeten leistungsempfänger-
Innen (55% Jahresdurchschnitt 2011).

Diagramm: Inanspruchnahme der Leistungskategorien durch BMS-EmpfängerInnen 2011

24% 

43% 
2% 

6% 

1% 

16% 

0% 

0% 
3% 

0% 
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1% 

a) Ärztliche Hilfe und gleichgestellte Leistungen

b) Heilmittel (Arzneien)

c) Heilbehelfe und Hilfsmittel

d) Zahnbehandlung und Zahnersatz

e) Verpflegskosten und sonstige Leistungen

f) Überweisungen an den Krankenanstaltenfonds1)

g) Medizinische Hauskrankenpflege

h) Mutterschaftsleistungen

i) Medizinische Rehabilitation

j) Gesundheitsfestigung und Krankheitsverhütung

k) Früherkennung von Krankheiten
u.Gesundheitsförderung
l) Fahrtspesen und Transportkosten

m) Vertrauensärztlicher Dienst und sonstige
Betreuung

1) Die Überweisungen an den Krankenanstaltenfonds werden durch die in den Beiträgen enthaltenen Beitragsteile für die pauschale Krankenanstal-
tenfinanzierung bei der Berechnung des Unterschiedsbetrages - in entsprechung des § 75a abs. 1 asvG-neutralisiert.  

Quelle: BMG
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6. KAPITEL ARBEITSMARKTINTEGRATION

6.1. Prinzip Wiedereingliederung ins Erwerbsleben

Gemäß art. 1 der vereinbarung sind die vertragsparteien übereingekommen, neben der 
verstärkten Bekämpfung und vermeidung von armut und sozialer ausgrenzung auch „eine 
dauerhafte (Wieder-)eingliederung ihrer BezieherInnen in das erwerbsleben (zu) fördern.“ 
Die Integration in den arbeitsmarkt gehört damit zu den deklarierten zielen der BMs.

Folglich wurde in art. 7 der vereinbarung verankert, dass der Bund allen arbeitssuchen-
den einen gleichen zugang zu den Dienstleistungen des arbeitsmarktservice (aMs) ge-
währleistet und in seiner arbeitsmarktpolitik dafür sorgen wird, dass BezieherInnen einer 
mindestsichernden leistung der länder beim zugang zu Maßnahmen der arbeitsmarkt-
förderung gleich behandelt werden wie andere arbeitssuchende.

Einsatz der Arbeitskraft

Dass die BMs kein bedingungsloses Grundeinkommen ist, zeigt sich insbesondere auch 
darin, als eines der Grundprinzipien der sozialhilfe – nämlich der einsatz der eigenen 
arbeitskraft - auch für die BMs fortgeschrieben wurde. Dementsprechend kann die leis-
tungsgewährung bei arbeitsfähigen Personen von der Bereitschaft zum einsatz der  eigenen 
arbeitskraft abhängig gemacht werden, wobei hinsichtlich der zumutbarkeitskriterien 
grundsätzlich jene nach dem arbeitslosenversicherungsgesetz heranzuziehen sind. Da es 
sich bei der Mindestsicherung um das letzte soziale netz handelt, ist es jedoch angezeigt, 
auf besondere familiäre und persönliche situationen der Betroffenen rücksicht zu nehmen.

Der einsatz der arbeitskraft darf von folgenden Personen nicht verlangt werden:
Personen, die

 » das regelpensionsalter nach dem asvG erreicht haben,
 » Betreuungspflichten gegenüber Kindern haben, welche das dritte lebensjahr noch nicht 

vollendet haben, und keiner Beschäftigung nachgehen können, weil keine geeigneten 
Betreuungsmöglichkeiten bestehen,

 » pflegebedürftige angehörige isd § 123 asvG, die mind. ein Pflegegeld der stufe 3 be-
ziehen, überwiegend betreuen,

 » sterbebegleitung oder Begleitung von schwersterkrankten Kindern leisten, oder
 » in einer bereits vor vollendung des 18. lebensjahres begonnenen und zielstrebig ver-

folgten schul- oder erwerbsausbildung stehen.

Sanktionen

Der subsidiäre charakter der Bedarfsorientierten Mindestsicherung erfordert gerade beim 
einsatz der arbeitskraft, dass unzureichende Mitwirkung der die jeweiligen leistungen 
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geltend machenden Personen sanktioniert werden muss. Im rahmen eines letzten so-
zialen netzes kann jedoch grundsätzlich kein völliger entfall der leistungen in Betracht 
kommen. Die Kürzungsmöglichkeit ist daher auf die hälfte der sonst gebührenden leis-
tungen beschränkt und wurde zudem von einer vorherigen schriftlichen ermahnung ab-
hängig gemacht. strengere Maßnahmen sind z.B. bei wiederholter verweigerung  zulässig. 
In all diesen Fällen darf es jedoch zu keiner Beeinträchtigung der Bedarfsdeckung der 
unterhaltsberechtigten angehörigen der arbeitsunwilligen Person kommen. auch bei  
arbeitsunwilligen darf im sinne einer Delogierungsprävention zumindest der zu ge- 
währende Wohnbedarf nicht gekürzt werden.

Der anteil der sanktionen an allen BMs-BezieherInnen wird seitens der landesverwaltungen 
mehrheitlich als gering eingestuft15. 

Schnittstelle AMS/Land - Datenaustausch

Mit der einführung der BMs wurde ein standardisierter Datenaustausch zwischen dem aMs 
und den Mindestsicherungsträgern der länder geschaffen. erstmalig haben die sozialämter 
einen direkten zugriff auf die vollzugsrelevanten Datenbestände des aMs von vorgemerkten 
BMs-BezieherInnen. Diese Daten sind für die zuständigen landesbehörden tagesaktuell ab-
rufbar. Darüber hinaus erfolgt einmal monatlich ein automatischer Datenabgleich.

Dieser institutionsübergreifende Datenaustausch trägt nicht nur zur verwaltungsvereinfa-
chung bei den landesbehörden bei, sondern dient auch der leichteren Kontrolle der arbeits-
willigkeit bzw. Prüfung des Bestehens der anspruchsvoraussetzungen der BMs-leistung.

siehe auch einleitung ad treffsicherheit

Arbeitsmarktpolitik und BMS

BMS-BezieherInnen in Fördermaßnahmen des AMS
seit september 2010 wurden insgesamt 95.052 MindestsicherungsbezieherInnen vom 
aMs betreut. 55.378 Personen haben dabei eine Förderung des aMs in anspruch genom-
men. an den Maßnahmen im Bereich Beschäftigung dominierten die zuweisungen zu 
sozialökonomischen Betrieben und gemeinnützigen Beschäftigungsprojekten (10.782), 
gefolgt von eingliederungsbeihilfen (4.503). Im Bereich der Qualifizierung erhielten 
34.460 Personen eine Bildungsmaßnahme, 39.619 eine Beihilfe zur Deckung des lebens- 
unterhaltes. Wenig überraschend ist der überwiegende anteil an zuweisungen zu den Be- 
ratungs- u. Betreuungseinrichtungen im sektor Unterstützungen (21.430 Personen). Damit 
wird der enorme Bedarf der Personengruppe an sozialarbeiterischer abklärung im vor-
feld der arbeitsvermittlung abgedeckt (s. tabelle „BMs-BezieherInnen in Förderungen des 
aMs seit september 2010 (stand september 2012)“) . 

15)  ergebnis aus der studie „auswirkung der einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung auf die Wiedereingliederung der 
leistungsbezieherInnen ins erwerbsleben“, l&r sozialforschung 2012 (auftrag BMasK)
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Insgesamt gab das aMs im Jahr 2011 71,55 Mio. € für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
für BMs-empfängerInnen aus. Davon entfielen 35% auf den Bereich Beschäftigung, 54,3% 
auf den Bereich Qualifizierung und 10,7% auf den Bereich Unterstützung. 

Tabelle: BMS-BezieherInnen in Förderungen des AMS seit September 2010
(Stand September 2012)
 Frauen Männer Insgesamt

Beschäftigung

eingliederungsbeihilfen 2.066 2.437 4.503
entfernungsbeihilfe 23 36 59
ein-Personen-Unternehmen 7 6 13
Kombilohnbeihilfe 931 637 1.568
sozialökonomische Betriebe 
und gemeinnützige  
Beschäftigungsprojekte

4.764 6.018 10.782

Übersiedlungsbeihilfe 6 0 6
 Gesamt 6.642 8.043 14.685

Qualifizierung

arbeitsstiftungen 295 88 383
Bildungsmaßnahmen 17.075 17.386 34.460
Beihilfe zur Deckung des  
lebensunterhalts

19.358 20.262 39.619

Kurskosten 5.663 5.561 11.223
Kursnebenkosten 19.689 20.535 40.223
lehrstellenförderung 112 134 246
Qualifizierung für Beschäftigte 66 11 77
Unfallversicherung 4.483 4.283 8.766

 Gesamt 22.595 23.173 45.764

Unterstützung

Beratungs- und Betreuungs-
einrichtungen

10.840 10.590 21.430

Kinderbetreuungsbeihilfe 685 17 702
Unternehmensgründungs-
programm (inkl. Gründungs-
beihilfe)

162 170 332

vorstellungsbeihilfe 519 810 1.329
Gesamt 11.742 11.273 23.015
Alle Beihilfen 27.303 28.081 55.378

Anmerkung: Personen, die mehr als eine Förderung erhalten haben sind nur einmal gezählt; die Gesamtzahl der geförderten Perso-
nen weicht daher von der summe der einzelkategorien ab.

Arbeitsaufnahmen
Mit stand september 2012 konnten seit einführung der BMs 32.841 Mindestsicherungs-
empfängerInnen wieder in arbeit vermittelt werden (davon 23.279 teilunterstützte und 
9.562 vollunterstützte Personen).
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Tabelle: Arbeitsaufnahmen von BMS-BezieherInnen 09/2010 bis 09/2012 nach Merkmalen
Teilunterstützte  

(mit AMS-Bezug)
Vollunterstützte 

(ohne AMS-Bezug)
Summe

Geschlecht
Frauen 10.401 4.351 14.752
Männer 12.878 5.211 18.089
Nationalität
Österreich 17.223 5.674 22.897
eU 15 o. aUt 459 255 714
Beitrittsländer 05/2004 494 373 867
Beitrittsländer 01/2007 310 144 454
eWr o. eU 0 1 1
assoziiert (türkei) 1.014 355 1.369
sonstige 3.779 2.760 6.539
Alter
Jugendliche <25 Jahre 5.239 2.528 7.767
erwachsene 25 bis 44 
Jahre

13.208 5.333 18.541

Ältere >=45 Jahre 4.832 1.701 6.533
Summe 23.279 9.562 32.841

Vorgemerkte BMS-BezieherInnen nach Merkmalen
Mit stand september 2012 waren 32.836 BMs-BezieherInnen beim aMs vorgemerkt; da-
von 21.611 (rd. 66%) teilunterstützte und 11.225 vollunterstützte Personen. Der Frauen-
anteil betrug rd. 48%. Der überwiegende teil der vorgemerkten (rd. 70%) verfügt lediglich 
über einen Pflichtschulabschluss; dieser ist innerhalb der Gruppe der vollunterstützten 
Personen noch höher (rd. 77%) und bei vollunterstützten Frauen mit rd. 80% am höchsten.
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Tabelle: Vorgemerkte BMS-BezieherInnen nach Merkmalen (Stand Ende September 2012)
Teilunterstützte 

(mit AMS- 
Bezug)

Vollunterstützte 
(ohne AMS-

Bezug)

Gesamt mit 
BMS-Bezug

Frauen

Pflichtschulausbildung 7.017 4.463 11.480
lehrausbildung 2.025 313 2.338
Mittlere ausbildung 422 155 577
höhere ausbildung 570 358 928
akademische ausbildung 236 226 462
ungeklärt 42 98 140
Summe 10.312 5.613 15.925

Männer

Pflichtschulausbildung 7.580 4.154 11.734
lehrausbildung 2.642 568 3.210
Mittlere ausbildung 259 97 356
höhere ausbildung 538 415 953
akademische ausbildung 229 233 462
ungeklärt 51 145 196
Summe 11.299 5.612 16.911

Gesamt

Pflichtschulausbildung 14.597 8.617 23.214
lehrausbildung 4.667 881 5.548
Mittlere ausbildung 681 252 933
höhere ausbildung 1.108 773 1.881
akademische ausbildung 465 459 924
ungeklärt 93 243 336
Summe 21.611 11.225 32.836

6.2. Studie über die Wiedereingliederung von BMS-EmpfängerInnen ins Erwerbsleben

Mit dem Übergang von der sozialhilfe zur BMs ist dem aMs mit den Mindestsicherungs-
empfängerInnen eine Gruppe von Personen im besonderen Maß zugewachsen, über die 
zu diesem zeitpunkt kaum Daten und Informationen vorlagen. aufgrund der erfahrungen 
im Pilotprojekt step2job, das in Wien bereits seit herbst 2009 lief, konnte man jedoch be-
reits ermessen, dass es sich dabei um eine Personengruppe mit speziellen Problemlagen 
und Bedürfnissen handelt.

Um diese Personengruppe und ihre Position am arbeitsmarkt nach einführung der Min-
destsicherung stärker zu erforschen, beauftragte das BMasK anfang 2012 l&r sozial-
forschung mit der erstellung einer entsprechenden studie. Die ergebnisse der studie 
basieren auf einer auswertung von Datenbeständen des aMs, des hauptverbandes der 
österreichischen sozialversicherungsträger, Daten der länder sowie einer vielzahl ge-
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führter Interviews auf landes- und regionalebene (landesverwaltung und arbeitsmarkt-
service) sowie ausgewählter Projektträger.

6.2.1. KERNERGEBNISSE DER STUDIE

Zum Personenkreis

Die Problemlagen von BMs-BezieherInnen und hier vor allem Personen, die nicht gleich-
zeitig eine leistung des aMs (alG, nh) beziehen (im Folgenden: vollunterstützte), ähneln 
zwar jenen von langzeitbeschäftigungslosen (lzBl), allerdings treten viele Problemlagen 
verschärft auf und erfordern daher auch eine andere herangehensweise bei der reinteg-
ration in den arbeitsmarkt.

Was die BezieherInnen der BMs - vor allem der größte teil der vollunterstützten - gemeinsam 
haben, ist das Bestehen einer oder mehrerer gleichzeitig bestehender Problemlagen (Multi-
problemlagen), die einer teilnahme am arbeitsmarkt entgegenstehen. zu diesen zählen: 

 » Distanz zum arbeitsmarkt: lange abwesenheit vom arbeitsmarkt bzw. kein aufweisen 
von Beschäftigungszeiten,

 » Fehlen von tagesstrukturen,
 » keine oder nicht verwertbare Qualifikationen: kein abschluss oder nur Pflichtschulab-

schluss; bei nichtösterreicherInnen nicht anerkannte ausbildungen,
 » suchtproblematik: Drogen, alkohol etc., 
 » schuldenproblematik, 
 » keine oder mangelnde Deutschkenntnisse; funktionaler analphabetismus,
 » physische und psychische erkrankungen,
 » prekäre und instabile Wohnverhältnisse,
 » sozial prekäre situation durch fehlendes Beziehungsumfeld bzw. Probleme im Be- 

ziehungsumfeld (z.B. familiäre Gewalt),
 » alleinerzieherInnen mit fehlender Kinderbetreuung,
 » fehlende Mobilität v.a. in ländlichen regionen.

aus den bestehenden Problemlagen ergibt sich in vielen Fällen, dass Personen zwar 
grundsätzlich arbeitsfähig, aber nicht job-ready sind. Bei diesen Personengruppen hat die 
Bearbeitung der Problemlagen oberste Priorität, bevor an eine arbeitsvermittlung gedacht 
werden kann.

Ansteigende Erwerbsintegration von BMS-BezieherInnen

In der Untersuchung wurden die Karrieren von BMs-BezieherInnen beobachtet, die beim 
aMs vorgemerkt sind. seit einführung der BMs kann eine merkbare zunahme des aus-
maßes an erwerbsintegration festgestellt werden. In den ersten 3 Monaten der aMs-vor-
merkung nahmen 14% dieser Personengruppen eine Beschäftigung auf bzw. erhöhten das 
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Beschäftigungsvolumen. nach 9 Monaten erhöhte sich der anteil der erwerbsintegrierten 
Personen auf knapp ein viertel (24%). ein Drittel der erwerbsintegrierten schaffte den Über-
gang in eine standardbeschäftigung, zwei Drittel blieben weiterhin BMs-BezieherInnen.

Trend zum Rückgang der Abhängigkeit von BMS durch stärkere Erwerbseinbindung

Die steigende erwerbseinbindung drückt sich auch darin aus, dass nach 9 Monaten der 
anteil der Personen, die ausschließlich BMs-leistungen erhalten, von 89% auf 70% gefal-
len ist. Für diesen rückgang verantwortlich ist auch – im geringeren ausmaß – ein anstieg 
des anteils der Personen mit ausschließlichem anspruch auf alv-leistungen (6,3%).
ein anderer hinweis für die verstärkte erwerbsintegration von BMs-BezieherInnen ist der 
rückgang der durchschnittlichen Dauer des Bezugs von BMs-leistungen. Im zeitraum der 
ersten 3 Monate der beim aMs vorgemerkten BMs-BezieherInnen betrug die durchschnitt-
liche BMs-Bezugsdauer 81 tage. zwischen dem 7. und 9. Monat fiel die durchschnittliche 
BMs-Bezugsdauer auf 64 tage. 

Lücke zwichen der Anzahl der BMS-GesamtbezieherInen und der BMS/AMS KundInnen

Die Frage, welche Personengruppen innerhalb der BMs-BezieherInnen in welchem aus-
maß nicht als aMs-KundInnen aufscheinen (= Personen ohne verpflichtung zum einsatz 
der arbeitskraft), konnte auch anhand der studie nicht restlos geklärt werden, da dazu 
ausreichendes Datenmaterial fehlte. allerdings liefert die studie an manchen stellen hin-
weise darauf. so wurde im rahmen der Interviews erhoben, dass diese restmenge laut 
einschätzung der landesverwaltungen 

 » zwischen 5%-50% Kinderbetreuungspflichten aufweist,
 » zwischen 3% und 30% arbeitsunfähig ist,
 » zwischen 1% und 10% pflegende angehörige sind,
 » bis zu 21% in ausbildung steht,
 » bis zu 20% im Pensionsalter ist.

rund 20% der von den ländern dem aMs gemeldeten BMs-BezieherInnen erhielten aufgrund 
eines bereits aufrechten Beschäftigungsverhältnisses nicht den status „aMs-KundeIn“16. 

Sonstige Feststellungen in der Studie

1.) Die einführung der BMs hat auf der ebene der arbeitsmarktpolitischen Projekte neue 
Impulse gesetzt. Im Wesentlichen können zwei arbeitsmarktpolitische angebotsformen 
identifiziert werden, welche seit einführung der BMs eine neuausrichtung und/oder ad-
aptierung für die zielgruppe der BMs-BezieherInnen erfuhren: 

16) 26,6% aller BMs-BezieherInnen im Jahr 2011 waren außerdem Minderjährige, die den anteil derjenigen deutlich weiter senkt, die 
nicht für einen einsatz der arbeitskraft in Frage kommen und daher keine aMs-KundInnen sein können. Diese zahl ergibt sich aus der 
BMs-statistik der länder 2011 von statIstIK aUstrIa.
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 » Beratungs- und Betreuungseinrichtungen (BBe) und 
 » geförderte Beschäftigungsprojekte/arbeitsmaßnahmen.

In den meisten Bundesländern wurden spezielle angebote entwickelt, die teils flächen-
deckend, teils in Form von regionsspezifischen Projekten implementiert wurden.

2.) aufgrund der multiplen Problemlagen eines teils der zielgruppe ist evident, dass eine 
arbeitsmarkt(re-)integation erst am ende einer Kette von vorgeschalteten schritten  stehen 
kann. In diesem zusammenhang kommt den BBe, in denen erfolgreich mit dem case  
Management-ansatz operiert wird, besondere Wichtigkeit zu. sie dominieren auch die 
teilnahmen an den angeboten. 

einer umfassenden sozialarbeiterischen Unterstützung kommt bei der gegenständlichen 
Personengruppe eine wesentliche rolle zu. Beobachtbar ist, dass dieser Bereich mit der 
vermehrten Betreuung von BMs-BezieherInnen stärker in die arbeitsmarktpolitik ge- 
wandert ist, da die sozialbehörden immer weniger sozialarbeiterische ressourcen zur 
verfügung stellen. Diese entwicklung wird als problematisch betrachtet und sollte daher 
einer Klärung zugeführt werden.

3.) Die personenspezifischen Bedarfslagen der BMs-BezieherInnen erfordern eine aus-
weitung und Weiterentwicklung der aMs-angebote. zu den wichtigsten anregungen in der 
studie zählen:

 » Flächendeckendes angebot an Beratungs- und Betreuungseinrichtungen 
 » Qualifizierungsangebote für BMs-BezieherInnen

vor dem hintergrund der oft geringen formalen Bildung der zielgruppe sind spezielle 
Qualifizierungsansätze angezeigt. ein niederschwelliger zugang, teilzeitqualifizierungen, 
modulare angebote, die verbindung von arbeit mit Qualifizierung, ein breites pädagogi-
sches, kreatives, sozialarbeiterisches angebot, längerfristige teilnahmemöglichkeiten 
und Durchlässigkeit zwischen verschiedenen angeboten sind nur einige der möglichen 
Kernelemente für adaptierte angebote.

 » zielgruppenspezifische Projekte: ansätze für spezifische Gruppen von BMs-BezieherInnen
Innerhalb der Gruppe der BMs-BezieherInnen lassen sich verschiedene teilgruppen 
identifizieren, für die das derzeitige angebot an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
- auch der neu geschaffenen Projekte - noch zu kurz greift. Insbesondere ältere BMs-
BezieherInnen sowie BMs-BezieherInnen mit starken gesundheitlichen (psychischen 
und physischen) einschränkungen sind hier zu nennen.
Insbesondere die schaffung eines längerfristigen 2. bzw. 3. arbeitsmarktes ist in diesem 
zusammenhang eine zentrale empfehlung für spezifische, am arbeitsmarkt besonders 
benachteiligte Personengruppen.

 » anpassung der arbeitsmarktpolitischen rahmenbedingungen der Projekte für BMs-Be-
zieherInnen, um einen niederschwelligen zugang zu ermöglichen (stichwort stunden-
weiser Projekteinstieg)
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» anpassung der arbeitsmarktpolitischen rahmenbedingungen der Projekte für BMs-Be-
zieherInnen, um einen niederschwelligen zugang zu ermöglichen (stichwort stundenwei-
ser Projekteinstieg)

RESÜMEE

Ungeachtet der oft schwierigen ausgangssituation von BMs-empfängerInnen konnten 
erfolge bei der (re-)Integration in den arbeitsmarkt erzielt werden. seit einführung der 
BMs wurden mit stand september 2012 rd. 33.000 BMs-BezieherInnen wieder in den 
arbeitsmarkt vermittelt. 

In der studie konnte eine merkbare zunahme des ausmaßes an erwerbsintegration so-
wie ein trend zum rückgang der abhängigkeit von BMs-leistungen durch erhöhung der 
erwerbsintensität festgestellt werden.

Die Gruppe der BMs-BezieherInnen ist stark geprägt von vermittlungshemmenden mul-
tiplen Problemlagen, die eine rasche (re-)Integration in den arbeitsmarkt deutlich er-
schweren. so ist sie etwa durch eine hohe Bildungsferne gekennzeichnet. Bei dieser 
Personengruppe ist eher von einer mittel- bis längerfristigen Perspektive bis zum (Wie-
der-)eintritt ins erwerbsleben auszugehen, da im vorfeld der lösung der oft jahrelang 
unbearbeiteten Problemlagen und der stabilisierung der Betroffenen oberste Priorität 
eingeräumt werden muss. Ältere BMs-BezieherInnen und jene mit gesundheitlichen 
einschränkungen sind besonders von arbeitsferne betroffen.

Der charakter der Personengruppe erfordert ein spezielles setting in den angeboten 
des aMs, das zum teil bereits erfolgreich vorhanden ist (z.B BBe mit case-Manage-
ment-ansatz), aber noch weiterentwickelt werden sollte (2. und 3 arbeitsmarkt; nieder-
schwelliger zugang, stundenweiser einstieg in Projekte, Qualifizierung).
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7. KAPITEL STUDIEN

7.1. BMASK: „Auswirkung der Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsiche-
rung auf die Wiedereingliederung der LeistungsbezieherInnen ins Erwerbleben“ 

7.1.1. ECKDATEN ZUR STUDIE

studientitel: „auswirkung der einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung auf 
die Wiedereingliederung der leistungsbezieherInnen ins erwerbsleben“

studienautorInnen: nadja Bergmann, andreas riesenfelder, claudia sorger (l&r sozial-
forschung)

studiengegenstand: auswirkungen der BMs auf die erwerbsintegration sowie die arbeits-
marktpolitik; analyse der Problemlagen der zielgruppe und Untersuchung weiterer effekte 
der systemumstellung (z.B. in Bezug auf die antragsentwicklung, sanktionen und Miss-
brauchspotential)

zeitraum: sämtliche erhebungen wurden im zeitraum zwischen Februar 2012 – september 
2012 durchgeführt. Der Beobachtungszeitraum, auf den sich die Forschungsergebnisse 
beziehen, umfasst 9 Monate nach Umstellung auf das system der Mindestsicherung.

Fundstelle: kostenloser download unter
http://www.bmask.gv.at/site/soziales/Bedarfsorientierte_Mindestsicherung/ 
Downloads_zur_BMs/
http://www.lrsocialresearch.at/sozialforschung/archiv-de/559-auswirkung+der+einf%F
chrung+der+Bedarfsorientierten+Mindestsicherung+auf+die+Wiedereingliederung+der+
leistungsbezieherInnen+ins+erwerbsleben

7.1.2. AUSGANGSLAGE, ZIEL DER STUDIE

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung (BMs) ist seit 1.10.2011 in allen Bundesländern 
umgesetzt. Mit ihr wurde - stärker als im system der sozialhilfe – die zielsetzung der 
(Wieder) eingliederung der leistungsbezieherInnen in den arbeitsmarkt verbunden. Über 
die Gruppe der MindestsicherungsempfängerInnen, die seitens des aMs verstärkt zu be- 
treuen sein würde, lagen jedoch zum zeitpunkt der Umstellung kaum Daten und Infor-
mationen vor.

zielsetzungen der studie: 
Um die Bedürfnisse und chancen dieser Personengruppe am arbeitsmarkt stärker zu er-
forschen, beauftragte das BMasK anfang 2012 l&r sozialforschung mit der erstellung der 
vorliegenden studie. Die Untersuchung der Fragen, 
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 » in welchem ausmaß und unter welchen Umständen der BMs die rolle eines sprungbretts 
in Beschäftigung zukommt und 

 » inwiefern sich die einführung der BMs auf die arbeitsmarktpolitik und -verwaltung bzw. 
auf das Unterstützungsangebot für die zielgruppe ausgewirkt hat, 

stand bei den Forschungsarbeiten im vordergrund.

Begleitend dazu wurde aber u.a. auch analysiert, 

 » mit welchen Problemlagen BMs-BezieherInnen konfrontiert sind, 
 » inwieweit sich neu entwickelte bzw. adaptierte Maßnahmen auf den leistungsbezug 

bzw. das leistungsausmaß von BMs-empfängerInnen ausgewirkt haben,
 » welche effekte auf die entwicklung der BMs-antragszahlen in den Bundesländern 

einfluss hatten,
 » ob im hinblick auf die „non-take-up-rate“ veränderungen festgestellt werden konnten 

bzw. ob mit der BMs-einführung ein abbau von zugangshürden einherging,
 » welche rolle bei der Mindestsicherung die verhängung von sanktionen spielt und wie 

sich die Praxis der Behörden in diesem Bereich darstellt oder
 » inwieweit aus sicht der Behörden spielraum für einen missbräuchlichen Bezug min-

destsichernder leistungen besteht.

Die ergebnisse der studie basieren auf einer auswertung bereits vorhandenen Daten- 
materials aus Datenbeständen des aMs, des hauptverbandes der österreichischen so-
zialversicherungsträger, der länder sowie auf einer vielzahl geführter Interviews auf 
 landes- und regionalebene (landesverwaltung und arbeitsmarktservice) sowie ausge-
wählter Projektträger.

Die daraus gewonnenen erkenntnisse sollen in erster linie für die Weiterentwicklung und 
verbesserung des arbeitsmarktpolitischen Maßnahmenangebots für BMs-BezieherInnen 
genutzt werden.

7.1.3. ZUSAMMENFASSENDE ERGEBNISSE DER STUDIE

 » BMs-BezieherInnen kämpfen meist mit schwerwiegenden Problemlagen, die bearbeitet 
werden müssen, bevor an eine arbeitsvermittlung überhaupt erst gedacht werden kann 
(1/3 wird zwar als arbeitsfähig, aber nicht „job-ready“ eingestuft)

 » Die ausgangslage ist bei den BMs-BezieherInnen weit schwieriger als bei langzeitbe-
schäftigungslosen

 » Dennoch konnten durch die Umstellung von der sozialhilfe auf die BMs folgende arbeits-
markteffekte nachgewiesen werden:
 » eindeutige Impulse bei der aktivierung der BMs-BezieherInnen (mehr teilnahmen an 

arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen)
 » eine zunahme des ausmaßes an erwerbsintegration bei vorgemerkten BMs-Bezieher-

Innen (von 14%, die in den ersten 3 Monaten nach BMs-einführung eine Beschäftigung 
aufnahmen oder ihr Beschäftigungsvolumen erhöhten, auf 24% nur 6 Monate später)
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 » ein trend zum rückgang der abhängigkeit von BMs-leistungen durch eine erhöhte 
erwerbsintensität (das durchschnittliche ausmaß an BMs-Bezugstagen sank von 90% 
in den ersten 3 Monaten nach einführung der BMs auf nur mehr 71% 6 Monate später)

 » ein deutlicher anstieg jener Personen nach einführung der BMs, die ihr Beschäfti-
gungsausmaß erhöhen konnten (bei Weiterbezug einer - geringeren BMs-leistung) 
bzw. den „ausstieg aus der BMs schafften“ von 10% in den ersten 3 Monaten nach 
BMs-einführung auf 19% (verkürzt: erfolgsrate 19% nach 9 Monaten BMs)

Weitere ergebnisse: 

 » seit einführung der Mindestsicherung ist es durchwegs zu einer zunahme von anträgen 
gekommen, die nicht allein auf Änderungen im zusammenhang mit der BMs an sich zu-
rückzuführen ist (z.B. höhere leistungen für alleinerziehende, entfall des Kostenersatzes, 
etc.). auch andere Faktoren haben eine rolle gespielt (z.B. zunahme von „aufstocker-
Innen“ mit niedrigen transferleistungen und prekären Beschäftigungsverhältnissen). 

 » Unzureichende Bildung stellt einen enormen risikofaktor dar: 81% der BMs-BezieherInnen 
haben keinen abschluss oder nur einen Pflichtschulabschluss.

 » Beratungs- und Betreuungsprojekte, die mit einem case-Management-ansatz an den 
individuellen Problemlagen der BezieherInnen arbeiten, haben sich als erfolgreiches 
Mittel für die zielgruppe etabliert (aber: noch nicht flächendeckend ausgebaut).

 » Qualifizierungsmaßnahmen für BMs-BezieherInnen und insbesondere niederschwellige 
Beschäftigungsangebote für die zielgruppe sollten weiter ausgebaut werden.

 » sanktionen müssen kaum eingesetzt werden, arbeitsfähige BezieherInnen sind zum 
größten teil auch arbeitswillig (anteil der sanktionen bewegt sich lt. schätzungen der 
länder zwischen 5% und 10%).

 » Der spielraum für einen missbräuchlichen Bezug der BMs wird von den Behörden durch-
gängig als sehr gering eingestuft (Fälle zw. 0% und 5%).
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7.2. Armutskonferenz: Monitoringstudie „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“

7.2.1. ECKDATEN ZUR STUDIE

studientitel: Monitoring „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“. 2 Bände: Matrix und  
zusammenfassung der zentralen ergebnisse der Matrix.

studienautorInnen: Österreichische arMUtsKOnFerenz (hg.)

studiengegenstand: analyse und vergleich der länderbestimmungen zur Bedarfsorien-
tierten Mindestsicherung

zeitraum: 2011; novellierungen von Gesetzen u. verordnungen wurden für eine 2., überar-
beitete und aktualisierte Fassung bis inkl. august 2012 eingearbeitet; laufende aktualisie-
rungen sind auch für die zukunft geplant

Fundstelle: kostenloser Download unter 
www.armutskonferenz.at/images/Mindestsicherung/bms_monitoring/matrix_bms_ 
monitoring_final.pdf 
www.armutskonferenz.at/images/Mindestsicherung/bms_monitoring/zusammenfassung 
_bms_monitoring.pdf 

7.2.2. AUSGANGSLAGE, ZIEL DER STUDIE

Bund und länder haben im rahmen der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG über eine bundes- 
weite Bedarfsorientierte Mindestsicherung gemeinsame Mindeststandards in einigen  
relevanten Bereichen fixiert. Die Bestimmungen der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG 
waren in Folge in landesrecht zu übersetzen. ziel der studie war es, zu erheben,

 » wie die einzelnen Bundesländer die Bestimmungen der vereinbarung gemäß art. 15a 
B-vG in landesrecht um gesetzt haben,

 » ob, und wenn ja, wie sie die Möglichkeit genutzt haben, höhere standards und sonstige, 
für die anspruchsberechtigten günstigere regelungen zu beschließen,

 » was die länder in jenen Bereichen beschlossen haben, die durch die vereinbarung  
gemäß art. 15a B-vG nicht abgedeckt wurden und damit der freien regelungskompetenz 
der länder überlassen blieben,

 » worin verbesserungen bzw. verschlechterungen gegenüber der früheren offenen sozial-
hilfe bestehen und welche ungelösten Probleme sich in hinblick auf effektive armuts-
bekämpfung konstatieren lassen.

7.2.3. ZUSAMMENFASSENDE ERGEBNISSE DER STUDIE

UMSETZUNG DER VEREINBARUNG GEMÄß ART. 15A B-VG 
Die Inhalte der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG wurden grosso modo in allen Bundeslän-
dern in landesrecht umgesetzt, allerdings in einigen aspekten nicht bzw. nicht vollinhaltlich:
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 » In einem Bundesland ist die verpflichtende schriftform von erledigungen bzw. die Pflicht 
zum schriftlichen Bescheid in bestimmten Fällen nicht im Gesetz festgeschrieben (Wien).

 » In zwei Bundesländern ist die antragseinbringung beim aMs nicht vorgesehen (Kärnten, 
steiermark).

 » In einem Bundesland wird volljährigen Personen kein jeweils eigenes antragsrecht 
zugestanden; in Bedarfsgemeinschaften mit mehreren Personen können anträge nur 
gemeinsam gestellt werden (Wien).

 » In zwei Bundesländern wurden die Bestimmungen hinsichtlich der zumutbarkeits- 
bestimmungen für den einsatz der arbeitskraft nicht vollinhaltlich ins Gesetz über- 
nommen (nÖ, OÖ).

 » In vier Bundesländern gibt es regelungen bzgl. volljähriger Kinder mit anspruch auf 
Familienbeihilfe bzw. mit Unterhaltsberechtigung, die hinter den standards der verein-
barung gemäß art. 15a B-vG zurückbleiben (Wien, Kärnten, Burgenland, OÖ)

 » eine „indirekte verletzung des verschlechterungsverbots“ – nicht im juristischen, aber 
im politischen sinn  lässt sich in vier Bundesländern hinsichtlich der Wohnbeihilfe 
konstatieren. als leistung der subjektförderung im rahmen der Wohnbeihilfe gehört 
sie zwar nicht zum leistungsspektrum der Bedarfsorientierten Mindestsicherung, fällt 
aber ebenso wie die Bedarfsorientierte Mindestsicherung in die zuständigkeit der 
Bundesländer und damit desselben Gesetzgebers. Der Umstand, dass leistungsan-
sprüche allgemein reduziert wurden (Kärnten, OÖ) bzw. die zugänglichkeit für BMs-
BezieherInnen erschwert (Wien) oder gänzlich abgeschafft (Burgenland) wurde, hat 
aber teilweise gravierende auswirkungen auf das verfügbare haushaltseinkommen 
von BMs-BezieherInnen. 

Mindeststandard - Überschreitungen bzw. günstigere Regelungen

eine Überschreitung der in der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG vereinbarung festgelegten 
Mindeststandards bzw. günstigere regelungen können in folgenden Fällen festgestellt werden:

 » In allen Bundesländern bis auf eines (Kärnten) gibt es höhere Mindeststandards für 
bestimmte Personengruppen. Das gilt insbesondere, aber nicht notwendigerweise aus-
schließlich für die leistungen an Minderjährige.

 » Der empfehlung der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG, dass die Bundesländer zusätzliche 
leistungen für das Wohnen zumindest auf Grundlage des Privatrechts gewähren, sind 
fünf Bundesländer in dem sinne nachgekommen, dass sie eigenständige leistungstypen 
normiert haben (tirol, vorarlberg, Wien, steiermark, salzburg). Dh., sie gewähren diese 
zusätzlichen leistungen über eventuelle einzelfallhilfen im rahmen der Privatwirtschafts-
verwaltung hinaus. hinsichtlich des Umfangs (höhe der zusätzlichen leistung) und der 
erwartbarkeit bzw. rechtssicherheit (rechtsanspruch ja/nein) gibt es länderspezifische 
Unterschiede.

 » Der Begriff der „alleinerzieherIn“ wurde in drei Bundesländern großzügiger gefasst als in 
der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG und gilt auch für ein-eltern-teile mit volljährigen, 
unterhaltsberechtigten Kindern (Wien, Burgenland, OÖ) bzw. in einem Bundesland auch 
für Obsorgeberechtigte (Wien).
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 » Welche Maßnahmen zur Gewährleistung einer effektiven soforthilfe zu setzen sind, wird 
in der art. 15a B-vG vereinbarung nicht näher konkretisiert. In den erläuterungen werden 
die Pflicht, entscheidungen unverzüglich zu treffen, und die verpflichtung, leistungen 
erforderlichenfalls auch von amts wegen anzubieten, angesprochen. sieben Bundes-
länder normieren überdies, dass leistungen auch nach verkürztem ermittlungsverfahren 
gewährt werden können, z.B. via Mandatsbescheid (nÖ, Burgenland, salzburg, vorarlberg, 
steiermark, Kärnten, OÖ). allerdings sehen umgekehrt 2 Bundesländer die Möglichkeit 
einer amtswegigen Gewährung im Gesetz nicht dezidiert vor (Wien, salzburg). 

 » Drei Bundesländer stärken die elemente des rechtsschutzes in der BMs, indem sie eine 
vom avG abweichende, längere Frist für Berufungen gewähren (Burgenland, steiermark, 
Kärnten).

 » In der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG ist nicht geregelt, ob der unbefristete ver- 
mögensfreibetrag pro Person oder pro Bedarfsgemeinschaft zur anwendung zu  kommen 
hat. eine diesbezügliche gesetzliche regelung gibt es nur in drei Bundesländern (Oberös-
terreich, Kärnten, steiermark), wobei der Freibetrag in zwei Bundesländern - in aliquotierter 
Form - jedem Mitglied der Bedarfsgemeinschaft zuzuerkennen ist (Kärnten, steiermark).

 » alle Bundesländer bis auf eines (Kärnten) haben die Möglichkeit genutzt, weitere ein-
kommen als die in der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG genannten teilweise oder 
gänzlich anrechnungsfrei zu stellen, wobei zwischen den einzelnen ländern große 
Unterschiede bestehen. Umgekehrt schreiben alle Bundesländer bis auf eines (Wien) in 
unterschiedlichem Detaillierungsgrad vor, dass bestimmte ausgaben bei der Berechnung 
der zustehenden leistung berücksichtigt werden müssen.

 » sieben Bundesländer haben die Umsetzung der vereinbarung gemäß art. 15a B-vG dazu 
genutzt, sanktionen abzuschaffen bzw. strafausmaße zu reduzieren (Wien, nÖ, Burgen-
land, salzburg, vorarlberg, steiermark, Kärnten). es kam gleichzeitig aber in einigen 
Bundesländern auch zur einführung neuer sanktionierungsgründe bzw. zur verschärfung 
von strafen (siehe unten).

Verschlechterungen gegenüber der früheren offenen Sozialhilfe

neben einer reihe von verbesserungen, die sich aus der Umsetzung der vereinbarung 
gemäß art. 15a B-vG ergaben (vgl. dazu auch die ausführungen der Bundesländer in die-
sem Band), brachte die einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung auch ver-
schlechterungen:

 » Die vereinbarung gemäß art. 15a B-vG sieht eine 12-malige leistungsgewährung vor, 
unter der früheren offenen sozialhilfe gab es in allen Bundesländern bis auf eines  viertel- 
bzw. halbjährliche sonderzahlungen. vier Bundesländer haben die sonderzahlungen 
abgeschafft (nÖ, OÖ, Burgenland, vorarlberg). Die fünf übrigen Bundesländer sehen 
weiterhin „sonderzahlungen“ vor, allerdings auf niedrigerem niveau bzw. unter erschwer-
ten zugangsbedingungen gegenüber der früheren offenen sozialhilfe. Die abschaffung 
der sonderzahlungen bedeutet nicht notwendigerweise eine über das Jahr gerechnete 
verschlechterung des leistungsniveaus, macht aber bei fehlendem schonvermögen das 
ansparen für sonderbedarfe (heizmaterial, Winterbekleidung, etc.) vermehrt notwendig, 
was bei so niedrigen einkommen schwierig ist.
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 » Die Möglichkeit, die leistungen für den lebensunterhalt bei der verweigerung des 
einsatzes der arbeitskraft in ausnahmefällen um 100% kürzen zu können, stellt in vier 
Bundesländern eine verschlechterung dar (Wien, vorarlberg, steiermark, Kärnten) und in 
einem Bundesland eine verbesserung (nÖ). In den anderen Bundesländern haben sich 
die Bestimmungen nicht verändert.

 » In sieben Bundesländern wurden neue sanktionsgründe und verwaltungsstrafen eingeführt, 
bzw. wurden bestehende verwaltungsstrafen verschärft (Wien, nÖ, Burgenland, salzburg, 
vorarlberg, steiermark, Kärnten). Wiewohl gesagt werden muss, dass es umgekehrt auch 
zur abschaffung oder abmilderung von sanktionsgründen und strafen kam (siehe oben).

 » zusatzleistungen mit rechtsanspruch (im sinne von „richtsatzüberschreitungen“ und 
„sonderbedarf“ im rahmen der offenen sozialhilfe) sind nur noch in zwei Bundesländern 
vorgesehen (vorarlberg, tirol). zwei Bundesländer sehen in ihren Gesetzen auch keine 
zusatzleistungen ohne rechtsansprüche vor, allerdings räumen sie BMs-empfängerInnen 
ein antragsrecht auf zusatzleistungen mit und ohne rechtsanspruch im rahmen ihrer 
sozialhilfegesetze ein (steiermark, Burgenland).

 » In drei Bundesländern (steiermark, tirol, vorarlberg) sahen die sozialhilfe-Gesetze nicht 
vor, lebensgemeinschaften in hinblick auf leistungsrecht und Unterhaltsverpflichtungen 
wie ehepaare zu behandeln. Mit einführung der BMs wurde dies in diesen ländern nun 
auch explizit in den Gesetzen verankert.

Ungelöste Probleme

 » Wie schon in der offenen sozialhilfe wurden die leistungshöhen ohne rückbindung an 
tatsächliche lebenshaltungskosten festgelegt. Die BMs bleibt damit nicht nur hinter den 
armutsgrenzen zurück, die im rahmen des eU-Programms eU-sIlc jährlich für Österreich 
ermittelt werden, sondern auch hinter den summen, die in referenzbudgets für Öster-
reich als Grenze für einen bescheidenen, aber angemessenen Mindestlebensstandard 
in Österreich ermittelt werden. 

 » es gibt Personengruppen, für deren existenzsicherung sich die BMs-systeme der meisten 
Bundesländer nicht oder nur eingeschränkt zuständig erklären. Dazu zählen in 6 Bundes-
ländern alleinstehende mündige Minderjährige in sozialen härtefällen (leistungen sind 
explizit nur in tirol, der steiermark und Kärnten), prekär selbständige (kein Bundesland 
mit expliziter regelung) sowie aufenthaltsverfestigte Drittstaatsangehörige ohne Dauer-
aufenthaltstitel (leistungsansprüche sind nur in Kärnten, tirol und OÖ).

 » Wenn auch in allen Bundesländern die leistungen an die sonstigen Mitglieder der Bedarfs-
gemeinschaft einer sanktionierten Person nicht gekürzt werden dürfen, ist doch klar, dass 
sanktionen durch die reduktion des haushaltseinkommens immer auch diese treffen. 

 » hinsichtlich des entstehens von Kosten im Krankheitsfall ist zu sagen, dass BMs-
BezieherInnen nun in allen Bundesländern für die Dauer des Bezugs in die gesetzliche 
Krankenversicherung einbezogen sind. In diesem zusammenhang entstehende Kosten für 
selbstbehalte für heilbehelfe und hilfsmittel bzw. für anstaltspflege von  Mitversicherten 
sind aber nur in zwei Bundesländern (Burgenland, tirol) zur Gänze und in einem Bundes-
land (OÖ) zum teil von der BMs zu übernehmen. 
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 » U.a. hat die erhebung der arMUtsKOnFerenz aus dem Jahr 2008 gezeigt, dass es im 
vollzug der offenen sozialhilfe in allen Bundesländern grobe Mängel gab. Dennoch wurde 
im rahmen der reform der offenen sozialhilfe zur BMs auf eine umfassende reform des 
vollzugswesens verzichtet17. 

7.2.4. CONCLUSIO

 » Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung hat gegenüber der offenen sozialhilfe unzweifel-
haft eine reihe von verbesserungen gebracht – aber auch verschlechterungen. zudem 
blieb eine reihe von Problemen, die bereits in der offenen sozialhilfe in hinblick auf 
effektive armutsbekämpfung bestanden, bestehen.

 » Der Begriff „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“ ist irreführend: da es keine rückbin-
dung an tatsächliche lebenshaltungskosten gibt, kann nicht von „Mindestsicherung“ 
gesprochen werden. Da es nur in zwei Bundesländern ansprüche auf zusatzleistungen 
im rahmen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung gibt, gibt es zudem keine „Be-
darfsorientierung“. 

 » Die reform der offenen sozialhilfe hat nicht zu einer harmonisierung der landesgesetz-
lichen rechtsgrundlagen geführt. Das führt in Folge nicht ausschließlich, aber u.a. dazu, 
dass die Frage, was jemandem in welcher lebenssituation zusteht, wie schon unter der 
offenen sozialhilfe auch unter der Bedarfsorientierten Mindestsicherung vom Wohnort 
abhängig ist. Das entbehrt einer sachlichen rechtfertigung. 

17) anlässlich der abschließenden Diskussion des Berichtes in der sitzung des arbeitskreises am 12.12.2012 haben die länder darauf 
hingewiesen, dass im zuge der einführung der BMs verstärkt MitarbeiterInnenschulungen erfolgten und etwa auch handbücher 
erstellt wurden, um einen reibungslosen vollzug zu ermöglichen. näheres s. Kapitel 4 länderberichte.
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